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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 



1. Abgeordneter 

Niegel 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen hat die jetzt dem Deut- 
schen Bundestag vorgelegte Novelle zum Bun- 
desbaugesetz, insbesondere bei der Berech- 
nung des Ausgleichs auf den Personal- und 
Arbeitsaufwand in den einschlägig damit be- 
faßten Behörden und Dienststellen, und steht 
dieser Aufwand noch in einem richtigen Ver- 
hältnis zu den zu erwartenden Ausgleichsbe- 
trägen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


2. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rat * der 
Europäischen Gemeinschaften dafür einzutre- 
ten, daß eine Koordinierung aller Forschungs- 
maßnahmen auf dem Energiesektor erfolgt in 
engster Kooperation mit dem umfassenden 
Forschungsprogramm der USA? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


3. Abgeordnete 

Frau Dr. 
Neumeister 


(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Bun- 
desregierung beabsichtigt, die Zulassungsbe- 
dingungen für das Medizinstudium im kom- 
menden Jahr zu ändern? 


4. Abgeordnete 
Frau Dr. 
Neumeister 

(CDU/CSU) 


Welchen Inhalt sollen nach Ansicht der Bun- 
desregierung die neben dem Notendurchschnitt 
des Abiturzeugnisses als zusätzliche Kriterien 
für die Zulassung zum Medizinstudium gege- 
benenfalls angestrebten ergänzenden Prüfun- 
gen haben? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 
Windelen 


(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 

8. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß in Warschau ' akkreditierten 
Journalisten von offizieller oder offiziöser 
Seite Bücher übergeben wurden, die den An- 
spruch erheben, die deutscherseits amtlich er- 
mittelte Zahl der Vertreibungstoten mit wis- 
senschaftlichen Methoden als Fälschung nach- 
zuweisen? 

Trifft es zu, daß im Zonenrandgebiet die bis- 
herigen Grenztafeln „Halt Zonengrenze" und 
„Halt Demarkationslinie" durch neue Tafeln 
mit der Aufschrift „Halt Landesgrenze" ersetzt 
werden, und daß es den Beamten des Bundes- 
grenzschutzes offiziell untersagt worden ist, 
die Begriffe „Zonengrenze" oder „Demarka- 
tionslinie" zu verwenden und nur noch von 
„Staats- oder Landesgrenze" zu sprechen? 

Wie begründet die Bundesregierung dieses 
Vorgehen, und warum ist die deutsche Öffent- 
lichkeit hiervon nicht unterrichtet worden? 

Trifft die Meldung der „Welt" vom 16. Okto- 
ber 1974 zu, die Sicherheitsbehörden befürch- 
teten einen weiteren Anstieg der politisch 
motivierten Gewalttätigkeit ausländischer 
Gruppen, nachdem Pläne über den Zusammen- 
schluß aller Terrorvereinigungen zu einer 
schlagkräftigen Einheitsorganisation bekannt 
geworden seien und nachdem sich die politi- 
schen Gewalttaten ausländischer Gruppen im 
ersten Halbjahr 1974 gegenüber dem ersten 
Halbjahr 1973 verdoppelt hätten, und was wird 
die Bundesregierung unternehmen, um diesem 
Treiben erfolgreich entgegenzutreten und die 
Sicherheit der Bevölkerung in vollem Umfang 
zu gewährleisten? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 24. Oktober 1974 zu, die 
Bundesregierung habe nicht die Absicht, sich 
in der gemeinsamen Grenzkommission den 
widerrechtlichen Forderungen Ost-Berlins zu 
widersetzen, die Mitte des Elbstromes als 
Grenze zur „DDR" anzuerkennen, und worin 
sieht — bejahendenfalls — die Bundesregie- 
rung eine Rechtsgrundlage für ein solches ein- 
seitiges Zugeständnis, nachdem sie lediglich 
befugt ist, die Grenze entsprechend den Über- 
einkünften der Alliierten (Vereinbarung, der 
Aufteilung Deutschlands in Besatzungszonen 
die alten deutschen Verwaltungsgrenzen zu- 
grundezulegen, die in einer offiziellen para- 
phierten Karte ihren Niederschlag gefunden 
hat, und ergänzende rechtverbindliche Über- 
einkünfte der zuständigen alliierten Truppen- 
befehlshaber) festzulegen und zu markieren, 
und nicht befugt ist, auf Bundesgebiet zu ver- 
zichten? 
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10. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 
(CDU/GSU) 


11. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


12. Abgeordneter 
Windelen 

(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Bundesbeamte im Gegensatz 
zu den Landes- und Kommunalbeamten in den 
meisten Ländern zur Vorbereitung der Wahl 
in eine kommunale Vertretungskörperschaft 
keinen Sonderurlaub erhalten, und ist die 
Bundesregierung bereit, eine Regelung in An- 
gleichung an die Vorschriften der meisten 
Länder zu treffen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge 
aus der Industrie zur Novellierung des Bun- 
desimmissionsschutzgesetzes und anderer Ge- 
setze, durch die sichergestellt werden sollen, 
daß die Beschaffenheit von Stoffen und Erzeug- 
nissen, die zur Verpackung von Waren dienen, 
nur verwendet werden dürfen, wenn sie be- 
stimmten Anforderungen in der Zusammen- 
setzung und im Herstellungsverfahren unter- 
liegen? 

Wurde einem beim Institut für Völkerrecht der 
Universität Göttingen tätigen amerikanischen 
Wissenschafler, der an einem wissenschaft- 
lichen Werk über die Vertreibung der Ost- 
deutschen arbeitet, vom Bundesarchiv Koblenz 
die Einsichtnahme in die Dokumentation der 
Vertreibungsverbrechen verweigert, obwohl 
diese nach Auskunft der Bundesregierung in 
der Fragestunde vom 25. September 1974 der 
wissenschaftlichen Forschung zur Verfügung 
steht, und wenn ja, aus welchem Grunde? 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
des Organs der , Polnischen Volkspartei' (PSL) 
in London — „Jutro Polski " — sowie des 
Organs der polnischen Europa Union' in Paris 
— „Polska w Europie" — bestätigen, die über 
eine zunehmende Infiltration westlicher polni- 
scher Zentren durch polnische Geistliche be- 
richten, die auf Sonderkursen von kommuni- 
stischen Staatsfunktionären ausgebildet wer- 
den sollen und auf deren Auswahl der Primas 
von Polen keinen Einfluß hat, und sind in der 
Bundesrepublik Deutschland bei den hier vor- 
handenen polnischen Vereinigungen und den 
hier tätigen polnischen Geistlichen gleiche oder 
ähnliche Erfahrungen gemacht worden? 

Trifft die Meldung des „Tagesspiegel" vom 
23. Oktober 1974 zu, das Statistische Jahrbuch 
für die Bundesrepublik Deutschland erscheine 
1974 erstmals auf Anweisung der Bundesre- 
gierung ohne eine Karte mit den Grenzen 
Deutschlands von 1937, was zu einer Verzöge- 
rung der Auslieferung, die sonst Mitte des 
Jahres erfolgt, bis Dezember dieses Jahres 
führen werde, und wie rechtfertigt die Bundes- 
regierung — bejahendenfalls — diese Ent- 
scheidung, insbesondere im Hinblick auf das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum 
Grundvertrag? 
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15. Abgeordneter 
G erster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 

(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 
Josten 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordnete 

Frau Däubler- 
Gmelin 


(SPD) 


20. Abgeordnete 

Frau Däubler- 

Gmeiin 

(SPD) 

21. Abgeordneter 
Lagershausen 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, 
noch vor der Durchführung der Volksentschei- 
de in Rheinland-Pfalz und Niedersachsen einen 
Gesetzentwurf über die nach Artikel 29 des 
Grundgesetzes vorgeschriebene Gesamtneu- 
gliederung des Bundesgebiets vorzulegen? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die zu Volksentscheiden aufgerufenen Bür- 
ger in Rheinland-Pfalz und Niedersachsen vor 
Abgabe ihrer Stimme zumindest darüber 
Kenntnis haben sollten, ob und in welcher 
Weise die Bundesregierung die Gesamtneu- 
gliederung des Bundesgebiets durchzuführen 
gedenkt? 

Welchen Inhalt hat die Formulierung „gesamt- 
staatliche Selbstdarstellung", die von Bundes- 
kanzler Schmidt als Auftrag der Stiftung Preu- 
ßischer Kulturbesitz in seiner Erklärung vom 
18. Oktober 1974 gebraucht wurde, und soll 
diese Formulierung ein neues Ersatzwort für 
gesamtdeusch sein, um diesen Ausdruck ver- 
meiden zu können? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die Dokumentation „Zur Geschichte der deut- 
schen Kriegsgefangenen des Zweiten Welt- 
kriegs" alle wesentlichen Aspekte des Pro- 
blems ausreichend berücksichigt, oder wäre 
nicht — wie bei der Dokumentation der Ver- 
treibung — eine spezielle Dokumentation der 
an Kriegsgefangenen in Ost und West began- 
genen Verbrechen insbesondere auch deshalb 
erforderlich, weil die Konferenz der Justiz- 
minister 1965 einstimmig die Strafverfolgung 
der an Deutschen im Zusammenhang mit dem 
Krieg begangenen Verbrechen beschlossen 
hat? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß einzelne 
Bundesländer bei der Erteilung von Fremden- 
pässen an südvietnamesische Studenten, de- 
ren Reisepässe durch die südvietnamesische 
Auslandsvertretung aus südvietnamesischen, 
innenpolitischen Gründen nicht verlängert 
werden, sehr unterschiedlich verfahren, und 
worauf führt die Bundesregierung dies zurück? 

Sind derartige Differenzierungen auch in an- 
deren, und gegebenenfalls in welchen, ver- 
gleichbaren Fällen an der Tagesordnung? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die „Erklärung zu Protokoll über die Aufgaben 
der Grenzkommission durch die beiden Dele- 
gationsleiter" vom 21. Dezember 1972 die al- 
leinige Rechtsgrundlage für die Arbeit der 
Grenzkommission ist? 
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22. Abgeordneter 
Lagershausen 

(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 
Dr. Abelein 

(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter 
Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


Befaßt sich die Grenzkommission der Bundes- 
republik Deutschland bei ihren Verhandlungen 
mit der Grenzkommission der DDR gemäß dem 
„Zusatzprotokoll zum Vertrag über die Grund- 
lagen der Beziehungen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der DDR" f Ziffer I, 
zu Artikel 3 f wo es u. a. heißt: „Gleichermaßen 
wird sie (die Grenzkommission) zur Regelung 
sonstiger mit dem Grenzverlauf im Zusammen- 
hang stehender Probleme, z. B. der Wasser- 
wirtschaft, der Energieversorgung und der 
Schadensbekämpfung, beitragen", auf Grund 
der besonderen Situation des Zonengrenzver- 
laufs im Bereich der Elbe mit der Anwendung 
des Schießbefehls der Nationalen' Volksarmee 
und wenn nein, warum nicht? 


Wie gedenkt die Bundesregierung Berichte zu 
entkräften, die besonders die Bevölkerung im 
Zonenrandgrenzgebiet an der Elbe beunruhi- 
gen, daß nämlich die Bundesregierung willens 
sei, der DDR die Hoheitsgewalt und das Ho- 
heitsrecht auf der Hälfte der Elbe (Strospmitte) 
entgegen der bisherigen Rechtsauffassung der 
Bundesrepublik Deutschland einzuräumen? 


Stand die bisherige Handhabung der Rechts- 
auffassung an der Zonengrenze im Bereich der 
Elbe zwischen Schnackenburg und Lauenburg 
durch die Bundesrepublik Deutschland im Ein- 
klang mit den Bestimmungen des Londoner 
Protokolls von 1944 einschließlich der betref- 
fenden bilateralen sowjetisch-britischen Ab- 
machungen von 1945 und der bis zur Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland geübten Pra- 
xis beider Besatzungsmächte im genannten 
Zonengrenzabschnitt? 

Hat der Bundesinnenminister, dessen Ableh- 
nung jeder Aufrechnung von Verbrechen ge- 
gen die Menschlichkeit moralisch und rechtlich 
voll zu billigen ist, bei der Versagung der ver- 
besserten Beweissicherung und Veröffentli- 
chung der Vertreibungsverbrechen an Deut- 
schen in politischer Hinsicht berücksichtigt, 
daß die Ostblockstaaten die politische Propa- 
ganda gegen die Verbrechen der Deutschen 
ständig ausweiten, einen Straffrieden gegen 
Deutschland und die Deutschen sowie die 
Landnahme und die Massenvertreibung Deut- 
scher mit diesen Verbrechen politisch zu recht- 
fertigen suchen, und hat er in rechtlicher Hin- 
sicht berücksichtigt, daß die Beweissicherung 
wegen Mordes an Deutschen legitime Pflicht 
der innerstaatlichen Rechtsfindung ist? 


Hält die Bundesregierung die Bestimmungen 
des Ordensgesetzes, mit denen das Tragen un- 
genehmigt angenommener Orden, die von 
Staaten außerhalb des Geltungsbereichs des 
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Ordensgesetzes verliehen worden sind, unter- 
bunden werden soll, für ausreichend und in 
welcher Hinsicht für novellierungsbedürftig im 
Hinblick darauf, daß offensichtlich mit Erfolg 
die Bestimmung des Ordensgesetzes öfter 
übertreten werden wie z. B. durch den Ehren- 
vorsitzenden der DKP und früheren KPD-Vor- 
sitzenden ausweislich der Abbildung im „Spie- 
gel" vom 14. Oktober 1974? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


27. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Bundesfinanzminister auf 
einer Veranstaltung in Hamburg erklärt haben 
soll, daß ein gewisses Maß an Arbeitslosig- 
keit derzeit unvermeidlich sei, und wie anders 
als das bewußte Inkaufnehmen von Arbeits- 
losigkeit ist eine solche Aussage zu bewerten? 


28. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die durch die 
Einführung des steuerfreien Kindergelds und 
die gleichzeitige Abschaffung der Kinderfrei- 
beträge für getrennt lebende oder geschiedene 
Ehegatten verursachte Ungerechtigkeit zu be- 
heben, die darin liegt, daß der getrennt leben- 
de unterhaltsverpflichtete Ehegatte den Unter- 
halt weiterhin zahlen muß, den Kinderfrei- 
betrag hierfür aber künftig nicht mehr in An- 
spruch nehmen kann, gleichwohl aber das 
Kindergeld an den unterhaltsberechtigten Ehe- 
gatten, der die Kinder versorgt, ausgezahlt 
wird, und wenn ja, in welcher Weise? 


29. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die durch die 
Einführung des steuerfreien Kindergelds und 
die gleichzeitige Abschaffung der Kinderfrei- 
beträge für Bezieher von Erwerbsunfähigkeits- 
rente, von Berufsunfähigkeitsrente und von 
Altersruhegeld verursachte Ungerechtigkeit zu 
beheben, die darin liegt, daß diese Personen- 
gruppen aus anderen Rechts- und Sachgründen 
schon bisher steuerpflichtige Sonderbezüge für 
Kinder (zum Teil in abweichendem Umfang) 
erhielten, deshalb vom Bezug des steuerfreien 
Kindergelds ausgeschlossen worden . sind, 
gleichwohl aber keine Kinderfreibeträge mehr 
erhalten, und wenn ja, in welcher Weise? 


30. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Will die Bundesregierung den Gemeinden 
18% an Lohn- und Einkommensteuer gewäh- 
ren, wie der kommunalpolitische Kongreß der 
SPD gefordert hat? 
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31. Abgeordneter Mit welchen Belastungsbeträgen würde sich 
Dr. Häfele eine Mehrwertsteuererhöhung von 11 v. H. auf 

(CDU/CSU) 13 v. H. und 5,5 v. H. auf 6,5 v. H. (ermäßigter 

Steuersatz) auf Arbeitnehmerhaushalte, Rent- 
nerhaushalte und die Haushalte der Selb- 
ständigen verteilen (Basis 1975)? 


32. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


Wie verteilen sich die ab 1975 vorgesehenen 
Steuerentlastungen auf Grund der Steuerre- 
form von rund 13,5 Milliarden DM auf diese 
Haushalte, und welche Entlastungen bzw. 
Mehrbelastungen würden bei Gegenrechnung 
der Belastungen aus der angegebenen Mehr- 
wertsteuererhöhung jeweils übrigbleiben (Ba- 
sis 1975)? 


33. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


Ist nach Auffassung der Bundesregierung nicht 
angebracht, Bunkerruinen des ehemaligen 
Westwalls, die nur 20 Meter von den kraft 
eines Bebauungplans ausgewiesenen Bauplät- 
zen entfernt stehen, unverzüglich zur Aus- 
schaltung von Gefahrenquellen zu schleifen, 
statt als Voraussetzung für eine Entscheidung 
über deren Beseitigung erst die Vorlage eines 
genehmigten erweiterten Bebauungsplans zu 
fordern, bei dem diese Kampfanlagen einbe- 
zogen sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtsdiaft 


34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei Forde- 
Milz rungsmaßnahmen in Grenzregionen zu EG- 

(CDU/CSU) Ländern auch die nicht mehr beschäftigten 

Pendler als Beurteilungsgrundlage zur wirt- 
schaftlichen Situation dieser Räume zu wür- 
digen? 


35. Abgeordneter 
Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 22. Okto- 
ber 1974 zu, die Sowjets hätten während der 
Sitzung der deutsch-sowjetischen Wirtschafts- 
kommission in der vergangenen Woche in 
Moskau ein unterschriftsreifes Übereinkom- 
men über die Errichtung eines „ Intourist "- 
Büros in Frankfurt und einer deutschen Reise- 
büro-Vertretung in Moskau scheitern lassen, 
weil sie sich weigern, der Vertretung West- 
Berlins durch die Deutsche Zentrale für Touris- 
mus zuzustimmen, und welche Erkenntnisse er- 
geben sich daraus für die zukünftigen deutsch- 
sowjetischen Beziehungen und die Haltung 
der Bundesregierung in der zur Verhandlung 
stehenden Frage? 
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36. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

< (CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 

(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Lenders 
(SPD) 


42. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach Bundes- 
wirtschaftsminister Dr. Friderichs, in dessen 
Zuständigkeitsbereich die Deutsche Industrie- 
anlagen GmbH fällt, den Vorsitzenden der 
Geschäftsführung, Meyer, veranlaßt habe, vor- 
zeitig in Pension zu gehen, und auf welcher 
rechtlichen Grundlage erfolgte diese Interven- 
tion? 


Stimmt es, daß die Art und Weise des Vor- 
gehens von Bundeswirtschaftsminister Dr. 
Friderichs drei Aufsichtsratsmitglieder der 
Deutschen Industrieanlagen GmbH veranlaßt 
hat, aus Protest zurückzutreten, und wie beur- 
teilt die Bundesregierung das Vorgehen des 
Bundeswirtschaftsministers? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Rah- 
menvereinbarung mit der Regierung der 
UdSSR für Kooperationsverträge deutscher 
Firmen mit sowjetischen Wirtschaftsbehörden, 
Organisationen und Unternehmen abzuschlie- 
ßen, und welchen Inhalt soll sie haben? 


Welche rechtlichen und faktischen Sicherungen 
für das deutscherseits in derartige Kooperatio- 
nen einzubringende Kapital und technologische 
know how hält die Bundesregierung für erfor- 
derlich? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ver- 
sorgung mit Steinkohle, Briketts und Koks in 
den Bereichen Hausbrand und Kleinverbrauch 
im kommenden Winter? 


Sieht die Bundesregierung in der Tatsache, daß 
die deutschen Automobilhersteller für ihre 
Produkte im Ausland efne höhere Garantie- 
leistung geben als im Inland einen Verstoß 
gegen gesetzliche Bestimmungen, insbeson- 
dere gegen den EWG-Vertrag, und welche ge- 
eigneten Maßnahmen gedenkt die Bundes- 
regierung gegebenenfalls zu ergreifen, um die 
Auffassung des ADAC, daß den deutschen 
Autokäufern die gleichen Garantieleistungen 
wie den ausländischen geboten werden müß- 
ten zu unterstützen? 


Hält die Bunderegierung die Einrichtung öf- 
fentlicher Sammelstellen für Altöl, das vor 
allem bei von vielen Kraftfahrzeugbesitzern 
zuhause durchgeführten Ölwechseln anfällt, 
für notwendig, um dadurch insgesamt doch 
erhebliche Umweltschäden zu verhindern? 
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43. Abgeordneter 
RÖhner 

(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Sdiröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Carstens 
(Emstek) 

(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Nordlohne 


(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die tatsächlich ausgezahlten 
sowjetischen Kredite an die Bundesrepublik 
Deutschland im Verhältnis zu den Krediten, die 
sie von der Bundesrepublik Deutschland ein- 
geräumt bekommen hat, und trifft die Behaup- 
tung des sowjetischen Senders „Radio Frieden 
und Fortschritt" vom 16. Oktober 1974, die 
Sowjetunion sei schon „seit langem ein inter- 
nationaler Großkreditor geworden bei relativ 
geringen Krediten, die ihr die kapitalistischen 
Länder bieten" auf das Verhältnis Bundes- 
republik Deutschland/Sowjetunion zu? 

Werden im Zusammenhang mit den 2,3 Milli- 
arden-DM-Kreditgeschäften, die in diesen Ta- 
gen mit der UdSSR vereinbart wurden, seitens 
des Bundes, der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau oder anderer staatlicher respektive öffent- 
lich-rechtlicher Einrichtungen irgendwelche 
Zinszuschüsse und/oder Bürgschaften gewährt? 

Was will die Bundesregierung tun, um ihre 
durch den Parlamentarischen Staatssekretär 
Grüner in der Fragestunde des Bundestages 
vom 26. September 1974 gemachte Aussage 
wahrzumachen, daß nach der abschließenden 
Beratung des 4. Rahmenplans durch den Pla- 
nungsausschuß für regionale Wirtschaftsstruk- 
tur sämtliche Härtefälle bei der Neueinteilung 
der Fördergebiete beseitigt sein werden, nach- 
dem fünf Gemeinden des Kreises Cloppenburg, 
drei Gemeinden des Kreises Vechta und der 
Großteil des Kreises Oldenburg-Land durch die 
Feinabstimmung des Landes Niedersachsen 
nicht in die Fördergebiete aufgenommen bzw. 
aus den Fördergebieten gestrichen wurden? 

Gibt es außer Niedersachsen ein Bundesland, 
das im Zusammenhang mit der Anmeldung 
zum 4. Rühmenplan der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
Struktur" durch eine gemeindescharfe Feinab- 
stimmung eine größere Anzahl von Gemein- 
den aus dem bereits am 21. August 1974 durch 
den Planungsausschuß beschlossenen Förder- 
gebieten wieder zur Herausnahme vorschlägt 
und stattdessen durch die damit gewonnene 
Einwohnermasse Gebiete und mittlere Groß- 
städte zur Ausweisung als künftige Förder- 
gebiete vorschlägt, die weder in den durch 
Professor Klemmer als förderungswürdig vor- 
geschlagenen Arbeitsmarktregionen noch in 
den vom Planungsausschuß am 21. August 1974 
festgesetzten Fördergebieten eine Berücksich- 
tigung gefunden haben? 

Ist für die Gemeinden Bakum, Neuenkirchen 
und Visbek bezüglich ihrer künftigen Berück- 
sichtigung als förderungswürdige Gemeinden 
bei der Gemeinschaftaufgabe „Verbesserung 
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48. Abgeordneter 
Dr. Frerichs 
(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Dr. Frerichs 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 

Dr. Hirsch 
(FDP) 


51. Abgeordneter 
Dr. Hirsch 
(FDP) 


der regionalen Wirtschaftsstruktur" der Be- 
schluß des Planungsausschusses bzw. der 
Bund-/Länder-Kommission vom 21. August 
1974 rechtsverbindlich, wonach die von Pro- 
fessor Klemmer als förderungsnotwendig vor- 
geschlagene Arbeitsmarktregion-Nr. 25, be- 
stehend aus sämtlichen Städten und Gemein- 
den der Kreise Diepholz, Vechta und Bersen- 
brück, im vollen Umfang und ohne jeden Ab- 
strich künftiges Fördergebiet sein soll, oder 
ist im Zusammenhang mit der Beschlußfassung 
über den 4. Rahmenplan durch den Planungs- 
ausschuß ein neuer Beschluß durch die Bund-/ 
Länder-Kommission zu fassen, der auf der An- 
meldung des Landes Niedersachsen basiert 
und die genannten drei Gemeinden entgegen 
der ursprünglichen Festlegung als förderungs- 
würdige Gemeinden nicht mehr vorsieht? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf dem 
deutschen Arzneimittelmarkt Unsicherheit, In- 
vestitionsunlust und ein gereiztes Klima be- 
steht, weil die in den Fragestunden am 28. No- 
vember 1973 und am 19. Juli 1974 mit dem Hin- 
weis „in Kürze" angekündigten Eckwerte einer 
Neuordnung des Arzneimittelmarkts aus preis- 
und wettbewerbspolitischer Sicht seitens des 
Bundeswirtschaftsministers trotz interministe- 
rieller Ressortabstimmung Ende Juni diesen 
Jahres noch nicht bekanntgemacht worden 
sind? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, diese in der 
Öffentlichkeit bereits viel diskutierten Eck- 
werte gemeinsam mit der Stellungnahme zu 
den Änderungswünschen des Bundesrats zum 
Gesetzentwurf zur Neuordnung des Arznei- 
mittelrechts (Bundesrats-Drucksache 552/74) im 
November im Bundeskabinett zu beschließen 
und die daraus folgenden Gesetzentwürfe 
gemeinsam dem Bundestag als „ein Paket" 
zur Beratung und Verabschiedung vorzulegen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die von Dr. Karl-Heinz Rutsatz im Auftrag des 
Bundesverbands Deutscher Zeitungsverleger 
regelmäßig vorgelegten Daten zur wirtschaft- 
lichen Lage der deutschen Tageszeitungen des- 
wegen nicht aussagekräftig sind, weil ihr 
methodischer Ansatz von vornherein umstrit- 
ten sei? 


Sieht die Bundesregierung dadurch ihre bis- 
herigen Berechnungen über die wirtschaftliche 
Situation der Tageszeitungen gefährdet, und 
wird sie den Bundesverband Deutscher Zei- 
tungsverleger um eine Erläuterung des wissen- 
schaftlichen und methodischen Ansatzes seiner 
Prognosen über die zukünftige wirtschaftliche 
Lage der deutschen Tageszeitungen bitten? 
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52. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt und welche 
Möglichkeiten der Abhilfe sieht sie im Hin- 
blick auf Empfehlungen von Altpapierverar- 
beitern an ihre Lieferanten, wonach unter Hin- 
weis auf Kurzarbeit in der Papierindustrie 
und Preissenkungen wegen angeblich in zu 
großen Mengen anfallenden Altpapiers der 
Ankauf von Altpapier vorsichtig gehandhabt 
werden müsse, und wie beurteilt die Bundes- 
regierung dieses Verhalten gegenüber den 
Behauptungen der Papierindustrie, Schwierig- 
keiten bei der Beschaffung ausreichender Pa- 
piermengen zu niedrigen Preisen zu haben? 


53. Abgeordneter In welcher Kostenrelation ist die Herstellung 

Brandt von Papier aus Rohstoffen zu der Herstellung 

(Grolsheim) von Papier im Recycling-Verfahren zu sehen? 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


54, Abgeordneter 
Rollmann 


(CDU/CSU) 


In welcher Weise hat die Bundesregierung bis- 
her mit den Ländern und Gemeinden über die 
Finanzierung des von ihr seit der Regierungs- 
erklärung vom 28. Oktober 1969 laufend ver- 
sprochenen, von den Ländern und Gemeinden 
aber zu bezahlenden, Vorhabens eines neuen 
Jugendhilfegesetzes verhandelt? 


55. Abgeordneter 
Urbaniak 


(SPD) 


Treffen Meldungen der Westdeutschen Allge- 
meinen Zeitung vom 15. Oktober 1974 zu, daß 
bisher erst ein Drittel aller Antragsberechtig- 
ten Kindergeldanträge bei den zuständigen 
Arbeitsämtern gestellt hat? 


56. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Urbaniak bisher getroffen, die Öffentlichkeit über die 

(SPD) neue Kindergeldregelung zu unterrichten, und 

was gedenkt die Bundesregierung weiterhin 
zu unternehmen, um die Antragsberechtigten 
über die neue Regelung zu informieren? 


57. Abgeordneter 
Sdiäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach infolge 
unsachgemäßer Verwendung von Schädlings- 
bekämpfungsmitteln in Ställen Giftrückstände 
in Milch in Baden-Württemberg festgestellt 
wurden, und kann mir die Bundesregierung 
mitteilen, um welche Fabrikate von Schäd- 
lingsbekämpfungsmitteln es sich dabei handelt, 
damit die Landwirte aufgefordert werden kön- 
nen, solche Insektizide zukünftig nicht mehr zu 
verwenden? 
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58. Abgeordneter 
Biehle 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
Pressemitteilungen der Main-Post Würzburg 
vom 23. Oktober 1974 deutsche Importeure in- 
nerhalb eines Jahres 44 Millionen Bocksbeutel 
mit portugiesischem Wein einführen wollen, 
obwohl der fränkische Bocksbeutel als beson- 
dere Flaschenform geschützt ist, und was ge- 
denkt die Bundesregierung zum Schutze der 
fränkischen Winzer zu unternehmen'? 


59. Abgeordneter Welche Linie verfolgt die Bundesregierung 
Dr. Schweitzer zur Zeit hinsichtlich des Problems einer Förde- 
(SPD) rung des „SHB" aus Mitteln des Bundeshaus- 

halts? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


60. Abgeordneter 
Straßmeir 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Berliner Morgenpost 
vom 15. Oktober 1974 zu, wonach am Sonn- 
abend, dem 12. Oktober 1974, Reisende nach 
Berlin am Kontrollpunkt Marienborn bei der 
Abfertigung durch die Grenzorgane der DDR 
schikanöse Wartezeiten bis zu teilweise 
IV 2 Stunden hinnehmen mußten, die zu Pro- 
testaktionen der Reisenden führten? 


61. Abgeordneter 
Straßmeir 
(CDU/CSU) 


Wenn ja, welche Maßnahmen beabsichtigt die 
Bundesregierung, um die DDR künftig wirksam 
zur Einhaltung des Transitabkommens vom 
17. Dezember 1971 zu veranlassen und einen 
reibungslosen Transitverkehr ohne ungebühr- 
liche Wartezeiten zu gewährleisten? 


62. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 

(CDU/CSU) 


Inwieweit ist die Bundesregierung gewillt, die 
Wettbewerbsverzerrungen im grenzüberschrei- 
tenden Güterkraftverkehr für innerdeutsche 
Unternehmen durch Maßnahmen im Bereich 
der Kraftfahrzeug- und Mineralölsteuer zu 
mindern? 


63. Abgeordneter 

Westphal 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn auf 
einer Strecke die von einem Bus der Deutschen 
Bundesbahn im Linienverkehr befahren wird, 
nur dann ihre Zustimmung zum Einsatz eines 
ergänzenden Schulbusses durch einen priva- 
ten Busunternehmer gibt, wenn der Bundes- 
bahnbus, der 50 Sitzplätze enthält, laufend von 
150 Schülern auf Sitz- und Stehplätzen bean- 
sprucht wird, und ist schon einmal versucht 
worden, 150 Schüler in einen solchen Bus 
hineinzuzwängen? 
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64. Abgeordneter 

Westphal 

(SPD) 


65. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 
Dr. Haenschke 


(SPD) 


68. Abgeordneter 
Dr. Haenschke 


(SPD) 


69. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


70. Abgeordneter 
Gierenstein 


(CDU/CSU) 


Ist es nach Ansicht der Bundesregierung not- 
wendig, das Personenbeförderungsgesetz zu 
ändern, um die in Frage 63 dargestellte un- 
realistische Anforderung an den Auslastungs- 
grad von Bundesbahnbussen, die als Schul- 
busse verkehren, zu ändern, oder gibt es an- 
dere Wege zur Vermeidung dieses unvertret- 
baren Zusammenpferchens von Kindern in 
einem Bundesbahnbus? 

Hält es die Bundesregierung für angebracht, 
daß die Deutsche Bundesbahn angesichts de- 
ren Finanzmisere das Buch „Dienstrecht der 
Mitarbeiter der Deutschen Bundesbahn", das 
im Buchhandel 32 DM kostet, auch in mehreren 
Exemplaren den kleinsten Dienststellen der 
Deutschen Bundesbahn zuteilt? 

Tritt die Bundesregierung meiner Feststellung 
bei, daß die Deutsche Bundesbahn eine Fülle 
von Druckerzeugnissen herausgibt, die hohe 
Kosten erfordern — wie es z. B. beim Report 
74 der Fall ist — und deren Wirkung für das 
Unternehmen nicht allzu hoch ist? 

Denkt die Bundesregierung angesichts wach- 
sender Autohalden daran, die Angabe des 
Baujahrs im Kraftfahrzeugbrief wieder ein- 
zuführen? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß durch eine weitere Herabsetzung 
der zulässigen Lärmgrenzwerte die Entwick- 
lung leiserer Motoren für Sportflugzeuge an- 
geregt wird? 

Haben Bundesregierung oder eine von ihr * 
finanziell bzw. sonst unerstützte Einrichtung 
durch die sechsseitige „Verkehrssicherheits- 
beilage September 1974" in dem Münchner 
SPD-Blatt „Münchener Post", Nummer 33, Ok- 
tober 1974, diese Zeitung oder die SPD selbst 
unter Mißbrauch der berechtigten Sicherheits- 
belange des Straßenverkehrs unterstützt, und 
wie kann diese Aktion gegebenenfalls vor dem 
Steuerzahler gerechtfertigt werden? 

Trifft die Meldung des „Tagesspiegel" vom 16. 
Oktober 1974 zu, am vergangenen Wochen- 
ende sei sowohl am Kontrollpunkt Marien- 
born als auch am Kontrollpunkt Drewitz die 
Abfertigung im Berlinverkehr äußerst schlep- 
pend gewesen, und ist — bejahendenfalls — 
die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
mit Recht über diese Schikanen erbosten Auto- 
fahrer es selbst in die Hand nehmen müßten 
— etwa durch lautstarke Proteste — , die Ost- 
berliner Grenzkontrolleure zur Einstellung 
ihrer vertragswidrigen Praktiken zu veran- 
lassen? 
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71. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 17, Okto- 
ber 1974 zu, Ost-Berlin wolle für Gespräche 
in Zukunft den Auslandstarif in Anwendung 
gebracht sehen, da die Beibehaltung des Orts- 
tarifs eine „Provokation" sei, und was hat die 
Bundesregierung unternommen, bzw. was wird 
sie unternehmen, um unmittelbare oder mittel- 
bare Verteuerungen des Telefonverkehrs zwi- 
schen West- und Ost-Berlin zu verhindern und 
die Verbindungen zwischen den Mepschen in 
Ost- und West-Berlin zu erleichtern? 


72. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Welche Bemühungen hat die Bundesregierung 
bisher bei der DDR gegen die Behinderung des 
innerdeutschen Postverkehrs unternommen, 
die darin zum Ausdruck kommt, daß jährlich 
hunderttausende von Paketen und Päckchen 
von den Behörden der DDR an Absender in 
der Bundesrepublik Deutschland zurückge- 
schickt werden oder verlorengehen, und wel- 
chen Erfolg hatten diese Bemühungen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


73. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 22. Oktober 1974 zu, der 
Bundesjustizminister habe ihm vorliegende 
Gutachten zur Verfassungs- und Rechtmäßig- 
keit des Regierungsentwurfs zum Mitbestim- 
mungsgesetz, die den Abgeordneten des Bun- 
destages und der Öffentlichkeit vorenthalten 
werden, dem DGB zur Kenntnis gebracht, und 
wie rechtfertigt die Bundesregierung — be- 
jahendenfalls — - die ungleiche Behandlung der 
Sozialpartner und die Diskriminierung der 
übrigen Vereinigungen der Arbeitnehmer? 


74. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung dem Bundes- 

Höcherl tag das Rechtsgutachten zur Mitbestimmung 

(CDU/CSU) vorlegen? 


75. Abgeordneter 
Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


In welchen Bereichen und auf welche Weise 
ist die Bundesregierung bereit, der Entschlie- 
ßung des 50. Deutschen Juristentags Rechnung 
zu tragen und die öffentlichen Benutzungsord- 
nungen im Bereich der allgemeinen Daseins- 
vorsorge sowie der Deutschen Bundesbahn 
und der Deutschen Bundespost den Anforde- 
rungen anzupassen, die für die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen empfohlen worden sind? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


76. Abgeordnete 

Frau Huber 


(SPD) 


Wann ist mit den Durchführungsverordnungen 
zum Tierschutzgesetz zu rechnen? 


77. Abgeordneter 
Dr. Früh 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung von 
Bundesminister Dr. Friderichs, daß der deutsche 
Grenzausgleich für Agrarprodukte als eine 
„Neue Wettbewerbsverzerrung" abgebaut 
werden müsse, und wie stellt sich die Bundes- 
regierung den finanziellen Ausgleich für die 
Landwirtschaft bei einem Abbau vor? 


78. Abgeordnete 
Frau Dr. Riede 
(Oeffingen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Pressemitteilung vom 19. Oktober 1974 
zutreffend, wonach aus Ostblockstaaten 320 
Tonnen Brotgetreide mit einer unzulässigen 
Menge DDT nach Nord-Hessen eingeführt wor- 
den seien? 


79. Abgeordnete 

Frau Dr. Riede 
(Oeffingen) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Anordnung über Rückstände von Pflanzen- 
schutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln in 
Lebensmitteln vom 28. Juni 1971 der DDR das 
zehnfache an DDT zulässig ist wie nach der 
Höchstmengenverordnung der Bundesrepublik 
Deutschland, und, wenn ja, welche Schritte hat 
die Bundesregierung unternommen, um die 
Einfuhr von Lebensmitteln aus der DDR, die 
nach unserer Verordnung unzulässige Rück- 
standsmengen von DDT aufweisen, zu verhin- 
dern? 


80. Abgeordneter Hat die Bundesregierung davon Kenntnis, daß 
Dr. Kempfier die diesjährige Frist zur Stellung eines An- 
(CDU/CSU) trags auf Ausgleichsleistung nach dem Gesetz 

über die Errichtung einer Zusatzversorgungs- 
kasse für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft viel zu kurz war, weil das 
Gesetz erst am 3. August 1974 im Bundesge- 
setzblatt erschienen ist, und den zuständigen 
Behörden die notwendigen Antragsvordrucke 
und Informationsschriften erst unmittelbar vor 
Ablauf der Frist zur Verfügung standen? 


81. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Frist ange- 
messen zu verlängern, da viele Berechtigte 
anders für dieses Jahr nicht mehr in den 
Genuß der Zusatzversorgung kommen können 1 ? 


82. Abgeordneter 
Dr. Kpnz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung über die künftige Mengensteuerung bei 
der Agrarproduktion? 
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83. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung jetzt endlich von der 
hessischen Landesregierung die erforderlichen 
Auskünfte darüber erhalten, ob und gegebe- 
nenfalls in welchen Mengen aus der DDR, Po- 
len oder der Sowjetunion mit Giftstoffen be- 
handeltes oder mit Käferbesatz befallenes Ge- 
treide nach Hessen eingeführt wurde, und wie 
lauten diese Auskünfte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


84. Abgeordneter 
Dr.-Ing. 
Laermann 
(FDP) 


Wie viele Berufsberater hat die Bundesanstalt 
für Arbeit, Nürnberg, im gesamten Bundes- 
gebiet in der Berufsberatung — getrennt nach 
Hauptschule, Realschule und Gymnasium — 
eingesetzt, und wie ist das Verhältnis der 
besetzten zu den unbesetzten Stellen (Ist/Soll- 
Verhältnis)? 


85. Abgeordneter 
Dr.-Ing. 
Laermann 
(FDP) 


Welche Begründung kann die Bundesregie- 
rung dafür geben, daß seit dem 1. April 1974 
achtzig dringend benötigte Stellen der Berufs- 
beratung bei der Bundesanstalt für Arbeit bis 
heute nicht besetzt worden sind, obwohl ge- 
nügend Bewerbungen vorliegen? 


86. Abgeordneter Welche Laufbahnaussichten haben qualifizierte 

Möllemann Kräfte in der Berufsberatung (Aufstiegschan- 

(FDP) cen ohne Ressortwechsel)? 


87. Abgeordneter Wird an den Gymnasien bereits vor Abschluß 

Möllemann der 10. Jahrgangsstufe eine Berufsberatung 

(FDP) durchgeführt, und wenn nein, warum nicht? 


88. Abgeordneter 
Rollmann 


(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß von den 32 000 Aufsichtsrats- 
mandaten in der deutschen Wirtschaft sich 
bereits 9000 in den Händen von Arbeitnehmer- 
vertretern befinden und durch die geplante 
paritätische Mitbestimmung weitere 7000 bis 
8000 Aufsichtsratsmandate in die Hände von 
Arbeitnehmervertretern kommen werden? 


89. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in Vereinba- 
rungen mit allen EG-Partnern eine Regelung 
zur Erfassung der nicht mehr beschäftigten 
Pendler im jeweiligen Gastland zu treffen, 
und könnten regelmäßige Zusammenkünfte 
der Präsidenten der nationalen Arbeitsver- 
waltungen hierbei hilfreich sein? 
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90. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


91. Abgeordneter 
Wüster 
(SPD) 


92. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


93. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


94. Abgeordnete 
Frau Schleicher 
(CDU/CSU) 


95. Abgeordneter 
Geiger 
(SPD) 


Welche der Bundesanstalt für Arbeit entspre- 
chende Selbstverwaltungseinrichtungen gibt es 
für deren Zuständigkeitsbereich in den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, 
so daß regelmäßige Zusammenkünfte von de- 
ren Leitern wie die der Notenbank-Gouver- 
neure angezeigt erscheinen, und was hat — be- 
jahendenfalls — die Bundesregierung unter- 
nommen, um solche Zusammenkünfte zu initi- 
ieren bzw. zu ermöglichen? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, im Sozial- 
gesetzbuch einen Anspruch von Rentnern auf 
Entschädigung in den Fällen zu verankern, in 
denen sich durch Verschulden des Versiche- 
rungsträgers die Auszahlung der Rente ver- 
zögert? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Merkblatt über Konkursausfallgeld der Bun- 
desanstalt für Arbeit hinsichtlich der Vor- 
schußzahlung von Konkursausfallgeld eine In- 
formation enthält, die den Willen des Gesetz- 
gebers insoweit einengt, als Vorschußzahlun- 
gen nur dann geleistet werden sollen, wenn 
die Übertragung, Pfändung oder Verpfändung 
des Anspruchs auf Arbeitsentgelt wegen einer 
gesetzlichen Unterhaltspflicht erfolgt ist, und 
was gedenkt die Bundesregierung gegebenen- 
falls zu tun, um die Information der Bundes- 
anstalt für Arbeit zu berichtigen? 


Hat der Bundesarbeitsminister ein internes 
Gutachten über die Entwicklung der Arbeits- 
losigkeit in der Bundesrepublik Deutschland 
erstellen lassen, und trifft es zu, daß hier auch 
wie in dem Gutachten der fünf wirtschafts- 
wissenschaftlichen Institute das Anschwellen 
der Arbeitslosigkeit auf eine Millionen Er- 
werbslose vorausgesagt wird? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, die 
auf dem internationalen Symposion über die 
Ursachen des Grünen Star vorgetragen wurde, 
die gesetzlichen Vorsorgeuntersuchungen seien 
auch auf diese Krankheit auszudehnen, die im 
Entstehungsstadium, das in der Regel keine 
Beschwerden verursacht, überwiegend heilbar 
sei, und welche Schlußfolgerung wird die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — daraus 
ziehen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Verschleppung der Konkurseröffnung oder Ab- 
lehnung des Konkurses die Lohnansprüche der 
Arbeitnehmer über das Konkursausfallgeld für 
die letzten drei Monate nicht mehr erfüllt 
werden können? 
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96. Abgeordneter 
Geiger 
(SPD) 

97. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


98. Abgeordneter 

Flämig 

(SPD) 


99. Abgeordneter 
Wolfram 


(SPD) 


100. Abgeordneter 
Wolfram 


(SPD) 


101. Abgeordneter 
Geisenhofer 


(CDU/CSU) 


102. Abgeordneter 
Geisenhofer 


(CDU/CSU) 


103. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung eine Änderung der 
Frist von drei Monaten für die Antragstellung 
auf Konkursausfallgeld vorschlagen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, nachdem das 
neue Schwerbehindertengesetz bei der Beur- 
teilung der Körperbehinderung keinen Unter- 
schied macht und im Arbeitsleben alle Schwer- 
behinderten, ungeachtet der Art der Behin- 
derung, gleichstellt, eine Novellierung der 
Gesetze, wie z. B. des Kraftfahrzeugsteuerge- 
setzes, nach denen gewisse Vergünstigungen 
nach wie vor von der Art der Behinderung 
abhängig sind, und um welche Gesetze würde 
es sich dabei im einzelnen handeln? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Blindenlesegeräte als Hilfsmittel im Rahmen 
der Durchführungsverordnung zum neuen 
Schwerbeschädigtengesetz zuzulassen, um die 
berufliche Rehabilitation der Blinden wesent- 
lich zu erleichtern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
sage des Präsidenten des Landesarbeitamts 
Nordrhein- Westfalen, Dr. Degen, am 16. Okto- 
ber 1974 in Recklinghausen, daß in Nordrhein- 
Westfalen Arbeitslose bis zu zehn Wochen auf 
die erste Überweisung ihrer Unterstützung 
warten müssen? 

Ist es überhaupt vertretbar, Arbeitslose so 
lange auf das von ihnen dringend benötigte 
Geld warten zu lassen, und welche Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung, Abhilfe zu 
schaffen? 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
wenn auch, wie von der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestelle befürchtet, dieser finan- 
ziell am besten gestellte Rentenversicherungs- 
träger nicht mehr in der Lage ist, das gesetz- 
liche gemeinsame Rücklagesoll von drei Mo- 
natsrenten zu gewährleisten? 

Wie erklärt die Bundesregierung dieses Miß- 
verhältnis, obwohl Löhne und Gehälter und 
damit die Beiträge stärker gestiegen sind, als 
noch vor einem Jahr von ihr angenommen 
wurde, und ist es nach den jüngsten Erkennt- 
nissen noch gerechtfertigt, weiterhin den Fak- 
tor Arbeitslosigkeit von jährlich 250 000 Ar- 
beitslosen in die Vorausberechnungen einzu- 
setzen? 

Wie erklärt die Bundesregierung, daß sowohl 
die Bundesversicherungsanstalt für Angestell- 
te als auch der Verband Deutsche, Rentenver- 
sicherungsträger trotz unterschiedlicher In- 
teressenlage in ihren selbständig und unab- 
hängig voneinander für jeweils fünf Jahre 
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104. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


105. Abgeordneter 
Dr. Althammer 

(CDU/CSU) 


106. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


107. Abgeordneter 
Schmidhuber 

(CDU/CSU) 


108. Abgeordneter 

Schmidhuber 

(CDU/CSU) 

109. Abgeordneter 
Dr. Hammans 

(CDU/CSU) 


angestellten Vorausberechnungen zu Ergeb- 
nissen kommen, nach denen die finanzielle 
Situation der Rentenversicherungsträger er- 
heblich schlechter ist, als sie die Bundesregie- 
rung nach ihren Vorausberechnungen darstellt, 
und teilt die Bundesregierung — sollten die 
Berechnungen der Rentenversicherungsträger 
zutreffen — die Besorgnis, daß der Beitragssatz 
zur Rentenversicherung von 18°/o auf lange 
Sicht erhöht werden muß? 


Welche Rückschlüsse zieht die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache, daß entgegen ihren 
früheren Vorausberechnungen schon in diesem 
Frühsommer die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte der Rentenversicherung der 
Arbeiter mit einer Liquiditätshilfe von 800 Mil- 
lionen DM beispringen mußte und der Finanz- 
ausgleich nicht, wie von der Bundesregierung 
vorausgesagt, 1975, sondern schon in diesem 
Jahr, beginnen muß, und welche Schlußfolge- 
rungen ergeben sich insbesondere für die einen 
Zeitraum von 15 Jahren umfassenden Modell- 
rechnungen der Bundesregierung, wenn sie die 
Zahlen für dieses Jahr im Verhältnis zu den 
Angaben, die sie vor einem Jahr gemacht hat, 
bereits um drei Milliarden DM korrigieren 
muß? 

Welche Forschungsaufträge wurden durch die 
Kommission für wirtschaftlichen und sozialen 
Wandel bisher vergeben, welche Kosten sind 
für die einzelnen Projekte veranschlagt, und 
wer erhielt die Aufträge? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Zu- 
nahme der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land lebenden Ausländer innerhalb der letzten 
zwölf Monate um 4°/o in Anbetracht des „An- 
werbestopps" für ausländische Arbeitnehmer, 
und welche sozialpolitischen Konsequenzen 
beabsichtigt sie aus dieser Entwicklung zu 
ziehen? 


Welche Gutachten hat die Bundesregierung 
zur Untersuchung der Verfassungsmäßigkeit 
der paritätischen Mitbestimmung in Auftrag 
gegeben? 


Wann wird die Bundesregierung diese Gutach- 
ten veröffentlichen? 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 
im Sozialleistungsrecht festgelegten Diätzu- 
schüsse in angemessenen Zeitabständen an die 
wirtschaftliche Entwicklung anzupassen, nach- 
dem bei nahezu allen Sozialleistungen eine 
Dynamisierung vorgesehen ist? 
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110. Abgeordneter 
Dr. Hammans 
(CDU/CSU) 

111. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich 


112. Abgeordneter 

Würtz 

(SPD) 


113. Abgeordneter 
Horstmeier 

(CDU/CSU) 

114. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


115. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


116. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 

117. Abgeordneter 
Ollesch 
(FDP) 


In welchen Gesetzgebungsbereichen und von 
welchen Zeitpunkten ab gedenkt die Bundes- 
regierung, entsprechende Schritte einzuleiten? 

Wie viele Arbeitnehmer waren auf Grund 
der ungünstigen Wirtschaftslage bis zum 
31. Oktober 1974 gezwungen, bei geringerem 
Arbeitsentgelt kurz zu arbeiten, und^ wenn ja, 
wie stellt sich der diesbezügliche Monats- 
durchschnitt dar? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Wie beurteilt die Bundesregierung eine Mel- 
dung der Kreiszeitung für die Grafschaft Hoya 
und des Landkreises Verden vom 10. Okto- 
ber 1974, wonach gemäß Aussage des Land- 
volk-Kreisverbands deutsche Truppen „durch- 
aus vermeidbare Flurschäden “ aus Anlaß des 
Herbstmanövers „Red Rat" verursacht haben, 
und beabsichtigt sie, in diesem Zusammenhang 
Untersuchungen einzuleiten sowie die verant- 
wortlichen militärischen Führer zur Rechen- 
schaft zu ziehen? 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen in 
Naturschutzgebieten ein Sprengübungsplatz 
eingerichtet werden soll? 

Besteht bereits Gewißheit, welche drei HAWK- 
Batterien der niederländischen Streitkräfte aus 
Deutschland abgezogen werden, und welches 
Hauptquartier mit den dazugehörigen Ver- 
sorgungseinheiten davon betroffen wird, nach- 
dem die Entscheidung nunmehr gefallen ist, 
daß von elf Batterien nur acht in Deutschland 
verbleiben? 

Wie groß ist die Zahl derjenigen, die, nachdem 
ihr Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienst- 
verweigerer von dem Prüfungsausschuß bzw. 
der Prüfungskammer in erster oder zweiter 
Instanz abgelehnt wurde, zur Bundeswehr ein- 
gezogen wurden, obwohl eine endgültige Ent- 
scheidung durch das Verwaltungsgericht noch 
ausstand? 

Wie viele der davon betroffenen Soldaten 
wurden deshalb arrestiert, weil sie den Dienst 
mit der Waffe verweigerten? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
sehr schlechten Witterungsverhältnisse dafür 
Sorge zu tragen, daß Anträge auf Sonderurlaub 
zur Mithilfe in der Landwirtschaft von Bundes- 
wehrangehörigen schnell und ohne bürokra- 
tische Umwege bewilligt werden? 
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innerdeutsche Beziehungen 


118. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Regierung der „DDR" trotz ständigen Aus- 
baues ihrer Befestigungsanlagen entlang der 
Zonengrenze in letzter Zeit zahlreiche soge- 
nannte „Grenzhelfer" — • es handelt sich um 
Parteimitglieder oder um Reservisten der 
Streitkräfte bzw. der Grenzsicherungstruppen, 
die im Grenzgebiet ansässig sind — ange- 
worben und in die Grenzhelfergruppen ein- 
gegliedert haben? 


119. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ableh- 
nung des Einreiseantrags eines Mitglieds des 
Bundestags (Dr. Olaf Schwencke) zur Teil- 
nahme an der Feier des 225. Geburtstags von 
Goethe in Weimar durch die DDR-Behörden? 


120. Abgeoidneter 
Rainer 


(CDU/CSU) 


Gehört die in der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 18. Oktober 1974 gemeldete 
neuerliche Verweigerung der Einreise für den 
Erzbischof von Paderborn — diesmal an einem 
Grenzübergang nach* Ost-Berlin — zu den von 
der Bundesregierung propagierten Erleichte- 
rungen für die Menschen im geteilten Deutsch- 
land? 


121. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
der hessischen Landesregierung Bundesmittel 
für Fahrten von Jugendgruppen an die Zonen- 
grenze nicht mehr gewährt werden können, 
wenn das der hessischen Landesregierung un- 
terstehende Landesjugendamt den Jugend- 
gruppen, die von Beamten des Bundesgrenz- 
schutzes bei solchen Fahrten an die Zonen- 
grenze geführt und informiert werden, ent- 
sprechende Zuschüsse verweigert? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


122. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Welche Gründe veranlaßten Bundeskanzler 
Schmidt, Bundesjustizminister Dr. Vogel und 
Parlamentarischen Staatssekretär Haack, den 
Hirtenbrief der katholischen Bischöfe zur baye- 
rischen Landtagswahl zu kritisieren, ihn ins- 
besondere als Wahleinmischung zu bezeich- 
nen und der katholischen Kirche einen Rück- 
fall in alte Zeiten vorzuwerfen, und welche 
Gründe veranlaßten den gleichen Personen- 
kreis, den ähnlich gelagerten Wahlaufruf des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes — Landesbe- 
zirk Bayern — „Orientierungspunkte zur Land- 
tagswahl" nicht in ähnlicher Form zu kritisie- 
ren bzw. ihn sogar zu begrüßen? 
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123. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


124. Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 


125. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 
(CDU/CSU) 


126. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


127. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, der Staatssekre- 
tär des Bundesministeriums der Finanzen habe 
in Ost-Berlin geheime Verhandlungen über die 
Verlängerung des Swing im Interzonenhandel 
sowie über die Rücknahme der . Erhöhung des 
Zwangsumtauschsatzes für Reisende in die 
„DDR" geführt, wovon der Leiter der Ständi- 
gen Vertretung der Bundesrepublik Deutsch- 
land in Ost-Berlin bis vor kurzem nicht unter- 
richtet gewesen sei, und wie vereinbart — be- 
jahendenfalls — die Bundesregierung dieses 
Verhalten mit ihren durch die Parlamentari- 
sche Staatssekretärin beim Bundeskanzler er- 
teilten Antworten in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages, in denen jede Ver- 
handlung über die Rücknahme der Erhöhung 
des Zwangsumtauschsatzes oder gar Verhand- 
lungen über Gegenleistungen geleugnet wur- 
den mit der Begründung, die Rücknahme sei 
allein Sache Ost-Berlins? 


Wie erklärt sich die Bundesregierung den Um- 
stand, daß Bundesnachrichtendienstmaterial an 
die Behörden der CSSR gelangt ist, das dem 
Journalisten Gengenbach geschadet hat? 


Wie definiert die Bundesregierung den Begriff 
„Bildungs-Bürger alter Schule" („Die Bundes- 
republik Deutschland, unser Staat!" Heraus- 
geber: Presse- und Informationsamt), den wir 
uns ihrer Ansicht nach nicht leisten können, 
und wie begründet sie des näheren die an- 
gebliche Sozialschädlichkeit dieses Phänomens? 


Bedeutet die in einer Broschüre des Presse- 
und Informationsamts der Bundesregierung 
auf gestellte These, „allein die industrielle 
Produktion in der Landwirtschaft könne das 
überleben sichern", daß die Bundesregierung 
die Entstehung industrieller, nicht an gleich- 
zeitige Landbewirtschaftung gebundener, 
Großbetriebe für die Herstellung von Grund- 
nahrungsmitteln befürwortet und fördert, oder 
wie anders ist die genannte Behauptung zu 
verstehen? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Verteilung der vom Presse- und Informa- 
tionsamt der Bundesregierung hergestellten, 
für Jugendliche bestimmten, Zeitschrift „Dings- 
Bums" wegen parteipolitischer und weltan- 
schaulicher Einseitigkeit und wegen ge- 
schmackloser Ausführung, die dem geistigen 
Niveau und Urteilsvermögen der angespro- 
chenen Jugendlichen nicht entspricht, einge- 
stellt werden sollte? 
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Gerlach 

(Obernau) 
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Geschäftsbereich 


129. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


130. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


131. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


132. Abgeordneter 

Roser 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
ihre in der Schrift „Die Bundesrepublik 
Deutschland — Unser Staat" enthaltene Be- 
hauptung, „die Bevölkerung" habe 1969 „eine 
völlige neue Bundesregierung, die soziallibe- 
rale Koalition, gebildet aus SPD und FDP", ge- 
wählt, weder den historischen Tatsachen über 
die Wahlauseinandersetzung und über die 
Vorgänge, die nach der Wahl zur Regierungs- 
bildung führten, noch den verfassungsrecht- 
lichen Grundsätzen der parlamentarischen De- 
mokratie entspricht? 


des Bundesministers des Auswärtigen 


Wie ist die Behauptung der sowjetrussischen 
regierungsamtlidien Zeitung Iswestija (ver- 
breitet durch Radio Moskau am 3. Oktober 
1974), „die sogenannte deutsche Frage" sei 
„nun abgeschlossen und von der Geschichte 
in allen ihren real verstandenen sozialpoli- 
tischen Aspekten gelöst worden", mit den 
Vertragspflichten der UdSSR aus dem Mos- 
kauer Vertrag im Hinblick auf die Annahme 
des Briefs zur deutschen Einheit und der ge- 
meinsamen Entschließung des Deutschen Bun- 
destages vom 17. Mai 1972 durch die sowje- 
tische Regierung zu vereinbaren? 


Was hat die Bundesregierung unternommen, 
bzw. was gedenkt sie zu unternehmen, um 
dieser in der Iswestija zum Ausdruck gekom- 
menen Politik der sowjetrussischen Regierung 
entgegenzutreten und den Wiedervereini- 
gungsanspruch des deutschen Volkes „nach 
außen beharrlich zu vertreten", wozu sie durch 
das Grundgesetz verpflichtet ist? 


Wird die Bundesregierung gegen die Institu- 
tionalisierung der KSZE durch ein von der 
Sowjetunion angestrebtes ständiges Sekreta- 
riat eine ablehnende Haltung einnehmen wie 
die Mehrheit der Konferenzteilnehmer? 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 15. Oktober 1974 zu, Ein- 
ladungen an sowjetische Wissenschaftler zu 
der Berliner Tagung des Club of Rome seien 
unter Hinweis auf das Vier-Mächte-Abkoffimen 
zurückgewiesen worden, und was hat die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — unter- 
nommen, um die von der Deutschen Stiftung 
für internationale Entwicklung ausgerichtete 
Tagung vor verfälschenden Interpretationen 
des Vier-Mächte-Abkommens zu schützen? 
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133. Abgeordneter 
Roser 


(CDU/CSU) 


134. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


135. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


136. Abgeordneter 
Reiser 


(SPD) 


137. Abgeordneter 
Seefeld 


(SPD) 


138. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu — wie „Le Monde" vom 17. Okto- 
ber 1974 berichtet — , daß die französische Re- 
gierung bereit ist, Initiativen zu unterstützen, 
die auf die nationale Direktwahl der Abgeord- 
neten des Europäischen Parlaments gerichtet 
sind und dieses Thema zu einem Tagesord- 
nungspunkt auf der bevorstehenden Gipfel- 
konferenz der EG-Staats- und Regierungschefs 
zu machen, und wird die Bundesregierung die- 
sem Vorschlag folgen? 

Trifft die in der Frankfurter Allgemeinen Zei- 
tung vom 16. Oktober 1974 wiedergegebene 
sowjetische Behauptung zu, die Sowjetunion 
und Frankreich seien sich bereits über einen 
neuen Handelsvertrag einig, obwohl die Zu- 
ständigkeit, einen solchen Vertrag abzuschlie- 
ßen, inzwischen von den einzelnen Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaft an de- 
ren Organe übergegangen ist, und wird die 
Bundesregierung die Zuständigkeit der Euro- 
päischen Gemeinschaft beachten und ihr zu- 
künftig den Abschluß von Handelsverträgen 
für die gesamte Gemeinschaft in eigener Ver- 
antwortung überlassen? 

Wie wird die Bundesregierung, sollte die so- 
wjetische Behauptung nicht zutreffen, auf den 
dann offenkundigen Versuch der sowjetischen 
Seite reagieren, die einzelnen Mitglieder der 
Europäischen Gemeinschaft mit unwahren Be- 
hauptungen gegeneinander auszuspielen, und 
wie wird die Bundesregierung angesichts die- 
ser Erfahrung in Zukunft sowjetische Tatsa- 
chenbehauptungen im diplomatischen Verkehr 
mit der UdSSR werten? 

Hält die Bundesregierung weiterhin ein Kon- 
sulat in Windhuk (Namibia) für erforderlich, 
nachdem die Bundesrepublik Deutschland das 
einzige Land ist, das entgegen Beschlüssen 
der Vereinten Nationen dort eine diploma- 
tische Vertretung unterhält? 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, den 
Nachfolger für das ausgeschiedene deutsche 
Mitglied der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft, Professor Ralf Dahrendorf, zu 
benennen? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 22. Oktober 1974 zu, der 
sowjetische Vertreter beim Internationalen 
Turner-Bund habe gegen die Ausrichtung des 
Weltturnfestes Gymnaestrada im Jahr 1975 in 
West-Berlin mit der Begründung protestiert, 
West-Berlin sei „ein Ort auf dem Gebiet eines 
anderen Landes" und könne dehalb nicht 
Schauplatz der dem Deutschen Turnerbund 
übertragenen internationalen Veranstaltung 
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139. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


140. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


141. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


142. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


143. Abgeordneter 

Wohlrabe 

(CDU/CSU) 

144. Abgeordneter 

Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


145. Abgeordneter 

Dr. Mertes 

(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


sein, und was hat die Bundesregierung — be- 
jahendenfalls — unternommen, um diesem 
neuerlichen Verstoß gegen das Vier-Mächte- 
Abkommen über Berlin entgegenzutreten und 
insbesondere der agressiven Falschinterpre- 
tation des Abkommens einen Riegel vor- 
schieben? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei den kom- 
menden Verhandlungen des Bundeskanzlers 
in Moskau auch die Frage der freien Ausreise 
von Volksdeutschen aus der Sowjetunion zur 
Sprache zu bringen und wirtschaftliche Zuge- 
ständnisse von einer Regelung dieser humani- 
tären Frage abhängig zu machen? 

Ist die Bundesregierung bereit, — ähnlich der 
erfolgreichen Aktion von Senator Jackson und 
der Mehrheit im amerikanischen Kongreß zu- 
gunsten der freien Ausreise jüdischer Staats- 
bürger aus der Sowjetunion — eine gemein- 
same Initiative der westlichen Teilnehmerstaa- 
ten an der KSZE für eine KSZE-Vereinbarung 
zugunsten der freien Ausreise von Bürgern 
kommunistischer Staaten, unabhängig von de- 
ren Nationalität, Religion, Beruf und Wohnort, 
einzuleiten bzw. zu unterstützen und wirt- 
schaftliche Zugeständnisse des Westens an 
kommunistische Staaten (in Korb II der KSZE) 
von der Zustimmung dieser Staaten zu einer 
derartigen Vereinbarung (in Korb III der 
KSZE) abhängig zu machen? 

Was versteht die Bundesregierung unter den 
von ihr im Zusammenhang mit den Wirt- 
schaftsverhandlungen mit der Sowjetunion an- 
gekündigten „Konkretisierungsabkommen" ? 

Ist die Bundesregierung bereit, auch für diese 
„Konkretisierungsabkommen" die Prozedur 
der vorherigen Konsultation mit der EG zu 
befolgen, die die EG zur Koordinierung von 
Kooperationsabkommen beschlossen hat? 

Wie ist der Verhandlungsstand hinsichtlich der 
Einbeziehung Berlins in die in Vorbereitung 
befindlichen deutsch-sowjetischen Abkommen? 

Ist die Bundesregierung entschlossen, diese 
Vereinbarungen entsprechend ihrer grundge- 
setzlichen Pflicht (vgl. Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 31. Juli 1973 — Begrün- 
dung Nummer V/8) nur dann abzuschließen, 
wenn die rechtliche und faktische Einbeziehung 
Berlins wirksam gesichert ist? 

Wie verhält sich die Sowjetunion seit Ab- 
schluß des Vier-Mächte-Abkommens über Ber- 
lin vom 3. September 1971 bei der Einbezie- 
hung Berlins in multilaterale Abkommen und 
Verträge, an denen die Bundesrepublik 
Deutschland beteiligt ist? 
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146. Abgeordneter Wie verhält sich die Sowjetunion seit Ab- 
Dr. Mertes Schluß des Vier-Mächte-Abkommens über Ber- 

(Gerolstein) lin vom 3. September 1971 hinsichtlich der Ein- 

(CDU/CSU) beziehung Berlins in bilaterale Abkommen 

und Verträge zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland einerseits und Mitgliedstaaten 
des Warschauer Pakts, Mitgliedstaaten des 
Atlantischen Bündnisses und Nicht-Mitglied- 
staaten der beiden Bündnisse andererseits? 


147. Abgeordneter Wie definieren in Theorie und Praxis die Vier 

Werner Mächte, die gemeinsame Rechte und Verant- 

(CDU/CSU) Wörtlichkeiten für die vieK Sektoren Berlins 

innehaben und ausschließlich zuständig sind 
für Fragen des Status und der Sicherheit von 
Berlin, die für die Auslegung und praktische 
Anwendung des Vier-Mächte- Abkommens 
zentralen Begriffe „Status" und „Sicherheit"? 


148. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 

Dr. Böhme Oberrhein auf französischer Rheinseite im El- 

(Freiburg) saß umfangreiche Industrieansiedlungen (zum 

(SPD) Teil von deutschen Firmen, wie z. B. das Blei- 

chemiewerk bei Marckolsheim) geplant sind, 
die schädliche Immissionen auf die deutsche 
Rheinseite und den dort betriebenen Weinbau 
am Kaiserstuhl und im Breisgau zur Folge 
haben können, und sieht die Bundesregierung 
eine Möglichkeit, Abkommen abzuschließen 
und regionale Institutionen zur Zusammenar- 
beit mit Frankreich zu schaffen, die für den 
Austausch von Informationen über alle mit 
Umweltfragen zusammenhängende Bereiche 
zuständig sind, um sicherzustellen, daß die 
Umweltbelange der Region am Oberrhein als 
Ganzes beachtet werden? 

149. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, unter Bezug- 

Dr. Böhme nähme auf die Beschlüsse der III. Internatio- 

(Freiburg) nalen Parlamentarierkonferenz zu Umweltfra- 

(SPD) gen vom 8. bis 10. April 1974 in Nairobi sich 

dafür einzusetzen; daß die Planung im Grenz- 
gebiet am Oberrhein grenzüberschreitend er- 
folgt, und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, besondere Mechanismen für 
eine gemeinsame Planung im Grenzgebiet zu 
schaffen, die Fragen der Landnutzung und des 
Umweltschutzes auf beiden Seiten des Rheins 
berücksichtigen und sicherstellen, daß die Bür- 
ger auf beiden Seiten der Grenze an solchen 
gemeinsamen Planungsarbeiten beteiligt wer- 
den? 


150. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung diplomati- 
Hansen sehe Beziehungen zu folgenden Staaten auf- 

(SPD) nehmen, bzw. wiederaufnehmen: Kuba, Nord- 

Vietnam und Nord-Korea? 


27 



Drucksache 7/2720 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


151. Abgeordneter 

Hansen 


(SPD) 


152. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


153. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


154. Abgeordneter 

Kunz 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


155. Abgeordneter 

Kunz 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


156. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 


(SPD) 


Welches sind die besonderen politischen Grün- 
de, die die Aufnahme bzw. Wiederaufnahme 
diplomatischer Beziehungen zu den genannten 
Staaten bisher verhindert haben oder noch 
verhindern? 

Warum bedient sich die Bundesregierung in 
ihrem „Arbeitsbericht '74" des Ausdrucks 
„Deutschstämmige aus Polen", obwohl dieser 
Ausdruck den wahren Sachverhalt nicht trifft, 
da es sich doch gemäß unserer Rechtsauffas- 
sung und auch der von der Bundesregierung 
am 15. August 1974 erteilten Antwort um Deut- 
sche handelt, die heute in einem fremden Herr- 
schaftsbereich leben müssen und genau so 
Deutsche sind wie die Bürger der Bundesrepu- 
blik Deutschland, oder sollen die aus Ost- 
deutschland stammenden Mitbürger nunmehr 
Deutsche einer besonderen Kategorie sein? 

Welche Schritte wird die Bundesregierung un- 
ternehmen, damit in einer Zeit, in der die 
Volksrepublik Polen infolge einer schweren 
Krise sehr hohe Finanzhilfen und staatsver- 
bürgte Waren- und Investitionskredite von der 
Bundesrepublik Deutschland erstrebt, auf der 
Posener Konsumgütermesse Berlin in amtlichen 
Messekatalogen nicht durch amtlichen Zwang 
als selbständige, von der Bundesrepublik 
Deutschland unabhängige politische Einheit 
zwischen Belgien und Brasilien ausgewiesen 
wird und daß diese völkerrechtswidrige Ein- 
mischung Polens in die innerstaatlichen Bin- 
dungen des freien Berlin an die Bundesrepu- 
blik Deutschland, die ihre Grundlage im 
Grundgesetz und in den Vollmachten der 
Westmächte haben, jedoch auch nach dem 
Vier-Mächte-Abkommen zu bewahren und 
auszubauen sind, ein Ende findet? 

Welchen politisch-rechtlichen Hintergrund hat 
die kürzliche Beschwerde der Bundesregierung 
beim Heiligen Stuhl wegen der Bezeichnung 
und Plazierung des Berliner Bischofs, Kardinal 
Bengsch, in dem Verzeichnis der an der römi- 
schen Synode teilnehmenden deutschen Bi- 
schöfe? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Weige- 
rung von Papst Paul VI., zusammen mit dem 
Regierenden Bürgermeister von Berlin auch 
den Deutschen Botschafter beim Heiligen Stuhl 
in Audienz zu empfangen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Verlauf 
der Gespräche mit dem Stellvertretenden Mini- 
sterpräsidenten der Volksrepublik Polen und 
insbesondere die Entwicklung der Handelsbe- 
ziehungen zwischen der Volksrepublik Polen 
und der Bundesrepublik Deutschland? 
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157. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die gegen den deut- 
schen Journalisten Werner Gengenbach in 
Prag wegen angeblicher Wirtschaftsspionage 
ausgesprochene Strafe von zehn Jahren Ge- 
fängnis für berechtigt? 


158. Abgeordneter 

Dr. Becher 

(Pullach) 

(CDU/CSU) 


Glaubt die Bundesregierung, daß die gegen 
den 61jährigen deutschen Journalisten ver- 
hängte Strafe dem Geist des Normalisierungs- 
vertrags entspricht, der zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Tschechoslowa- 
kei geschlossen wurde? 


159. Abgeordneter Ist die gegenwärtige Haltung des Heiligen 
Dr. Kliesing Stuhls in der Deutschland- und Berlinfrage 

(CDU/CSU) nach Auffassung der Bundesregierung völlig 

konkordatsgemäß, und wird sie als so loyal 
empfunden, wie das deutsche Volk es berech- 
tigterweise vom Heiligen Stuhl erwartet? 


160. Abgeordneter 

Dr. Kliesing 
(CDU/CSU) 


Entspricht die Haltung des Heiligen Stuhls nach 
Auffassung der Bundesregierung in seiner 
jüngsten Deutschland- und Berlinpolitik sei- 
nem früheren Grundsatz, nämlich Verände- 
rungen im weltlichen Bereich — insbesondere 
nach Kriegen und gewaltsamen Nachkriegs- 
maßnahmen — Neuregelungen im kirchlichen 
Bereich erst dann folgen zu lassen, wenn die 
neuen Verhältnisse durch einen Friedensver- 
trag völkerrechtlich eindeutig und endgültig 
geregelt sind? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
RÖhner 


(CDU/CSU) 


2, Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 

Lambinus 


(SPD) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 16. Oktober 1974 zu r der 
Bundeskanzler habe beim Staatssekretär im 
Bundesministerium für Wirtschaft eine ver- 
trauliche Studie über die „Gesamtwirtschaft- 
lichen Überlegungen zur Fortentwicklung der 
Agrarpolitik" in Auftrag gegeben, und aus 
welchen Gründen ist hier — bejahendenfalls — 
vom Grundsatz der Ressortveranwortlichkeit 
abgewichen worden und nicht der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft darum gebeten worden, 
dem es freisteht, welchen Beamten seines Hau- 
ses er mit der Durchführung beauftragt? 

Wann und in welcher Form ist der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten in die Begutachtung eines Kernpunkts 
der Politik eingeschaltet worden, die er als 
zuständiger Minister in erster Linie zu ver- 
antworten hat? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Gian- 
nettini italienischen Zeitungsmeldungen zu- 
folge nach seiner Verhaftung ausgesagt hat, 
„daß es die Geheimdienste der Bundesrepublik 
Deutschland gewesen sind, die (den italieni- 
schen Kriminalkommissar) Calabresi beiseite 
geschafft haben", und ist ihr in diesem Zusam- 
menhang der Name des dieses Mordes ver- 
dächtigten Neofachisten Gianni Nardi bekannt, 
von dem italienische Zeitungen behaupten, er 
sei Agent des Bundesnachrichtendienstes? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


4. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


Nachdem der sowjetische Außenminister Gro- 
myko bei seinen Konsultationsgesprächen in 
Bonn auf einen Abschluß der europäischen 
Sicherheitskonferenz auf Gipfelebene noch vor 
Jahresschluß gedrängt hat, frage ich die 
Bundesregierung, ob sie entschlossen ist, einer 
Beendigung der Konferenz erst zuzustimmen, 
wenn die Sowjetunion den im „Korb 3" zu- 
sammengefaßten Verpflichtungen auf Herstel- 
lung von Freizügigkeit von Menschen und 
Informationen über die Grenzen von Ost und 
West zugestimmt hat? 
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5. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, einem im Euro- 
päischen Parlament diskutierten Plan zur Er- 
richtung der Europäischen Union ihre Auf- 
merksamkeit zuzuwenden, der vorsieht, daß 
die Führung der Europäischen Union wahr- 
genommen werden muß von einem Entschei- 
dungszentrum, das allmählich zu einer echten 
europäischen Regierung werden soll? 


6. Abgeordneter In welcher Höhe hat die Bundesregierung die 
Niegel Ausstellung „Barock" in Warschau mitfinan- 

(CDU/CSU) ziert, obwohl ihr bekannt ist, daß die Volks- 

republik Polen sich mehrere Kisten nationalen 
Kultureigentums der Staatsbibliothek Berlin 
nach dem Krieg in Grüssau angeeignet hat und 
die Rückgabe selbst an die „DDR" verweigert? 


7. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik 
an der Öffentlichkeitsarbeit der deutschen 
Botschaft in Tokio anläßlich des Besuchs der 
Bayerischen Staatsoper in Japan, nachdem 
schon im vergangenen Jahr in der Presse an- 
läßlich eines Besuchs des Stuttgarter Balletts 
über fehlende Publizität auch dieses hoch- 
rangigen kulturellen Ereignisses geklagt wor- 
den war? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


8. Abgeordneter 
Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang und mit welchem Ergebnis 
an Einsparungen wird von den Bundesmini- 
sterien, den Bundesbehörden und sonstigen 
Verwaltungen des Bundes von der in der 
Privatwirtschaft gängigen Übung Gebrauch 
gemacht, alle Buchungen von Reisen, Hotels- 
und Pensionsbestellungen über bestimmte 
Reisebüros abzuwickeln, um von diesen, ins- 
besondere bei der Vermittlung der Übernach- 
tungsmöglichkeiten, günstigere Konditionen 
eingeräumt zu bekommen? 

Ist die Verleihung des Bundesverdienstkreuzes 
an Frau Ria Alzen (Inhaberin des Restaurants 
„Maternus" in Bad Godesberg) auf Vorschlag 
der Bundesregierung erfolgt? 

Kann die Bundesregierung gegebenenfalls dar- 
über Auskunft geben, welche speziellen Lei- 
stungen von Frau Alzen für die Verleihung 
maßgeblich waren, und auf welchem Gebiet 
ihre „besonderen Verdienste um die Bundes- 
republik Deutschland" liegen? 

Zu welchem Zweck, mit welcher Auflage und 
mit welchen Kosten wird die „Umweltzeitung" 
des Bundesinnenministers herausgegeben? 
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12. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


13. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


15. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Freiherr 
von Firdcs 
(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, ergänzende 
Alternativvorschläge zum Abwasserabgaben- 
gesetz auf Grund der Stellungnahme der Ar- 
beitsgemeinschaft Rhein-Wasserwerk e. V. zu 
diesem Gesetz zu machen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die wachsende Schmälerung der beam- 
tenrechtlichen Versorgung, die sich für die 
unter § 52 Abs. 2 und 4 G 131 fallenden ehe- 
maligen Angestellten und Arbeiter des öffent- 
lichen Dienstes aus der steigenden Anrechnung 
der Renten der gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen auf die Versorgungsbezüge ergibt, 
durch Einführung eines Anrechnungsfreibe- 
trags oder durch Rententeilanrechnung zu be- 
schränken, nachdem der Regierungsentwurf 
zur Verbesserung der betrieblichen Altersver- 
sorgüng für den privatwirtschaftlichen Bereich 
eine Begrenzung der Anrechenbarkeit anderer 
Versorgungsbezüge auf die betriebliche Alters- 
versorgung vorsieht? 

Hat die Bundesregierung Kenntnis von dem 
Inhalt des Gutachtens über Cyanid-Gefahren 
auf Mülldeponien in den Bundesländern Hes- 
sen, Rheinland-Pfalz und Baden- Württemberg, 
und ist sie gegebenenfalls bereit, das Gutach- 
ten dem Innenausschuß des Bundestages zu- 
zuleiten? 

Ist die Bundesregierung bereit, meine Frage 
vom 10. Oktober 1974 betr. Fußballweltmei- 
sterschaft so zu beantworten, wie sie gestellt 
wurde? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der nach dem Entwurf eines Beamtenversor- 
gungsgesetzes vorgesehene Fortfall der zehn- 
jährigen Wartezeit als Voraussetzung für die 
Gewährung von Ruhegehalt und damit die 
Wiederherstellung der nach dem Deutschen 
Beamtengesetz vom 26. Januar 1937 für die 
Zeit bis zum 8. Mai 1945 geltenden Rechtslage, 
an die das Gesetz zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der ehemaligen Angehörigen des öf- 
fentlichen Dienstes anknüpft, Auswirkungen 
auch auf die unter Artikel 131 des Grundge- 
setzes fallenden Personen hat, die bereits vor 
Inkrafttreten des G 131 einen Anspruch auf 
Versorgung ohne Erfüllung dieser Anwart- 
schaftszeit hatten? 

Wird die Bundesregierung die in dem Entwurf 
des 2. BesVNG zur Verbesserung der Rechts- 
stellung der Frühpensionäre, die aus gesund- 
heitlichen Gründen dienstunfähig geworden 
und vorzeitig in den Ruhestand versetzt wor- 
den sind, und zur Erhöhung des Ruhegehalts 
dieser Personen vorgesehenen Regelungen 
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auch auf den unter Artikel 131 des Grundge- 
setzes fallenden Personenkreis zur Anwendung 
bringen, der ebenfalls mit geminderten Versor- 
gungsbezügen vorzeitig in den Ruhestand ver- 
setzt worden ist? 


18. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den derzei- 
tigen und künftigen Abstand zwischen Beam- 
tenpension und Versorgung vergleichbarer 
Behördenangestellter unter besonderer Berück- 
sichtigung des neuen Heubeck-Gutachtens, und 
welche Konsequenzen gedenkt sie aus diesen 
Feststellungen zu ziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


19. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die für die 
Altersheime entstandene Lage auf Grund des 
Bundesgerichtshof-Urteils, das die Heime ver- 
pflichtet, für die in ihren Gemeinschaftsräumen 
aufgestellten Fernsehgeräte GEMA-Gebühren 
zahlen zu müssen, durch gesetzgeberische 
Maßnahmen zu ändern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


20. Abgeordneter 

Leicht 

(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 

22. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Feststellung im Wirtschaftsteil der 
„Rheinpfalz" vom' 12. Oktober 1974 zu, wo es 
heißt, „Außerdem wird sich der Bund jetzt 
verstärkt langfristig im Ausland durch die 
Vergabe von Schuldscheinen mit einer Laufzeit 
von über vier Jahren an die Ölländer ver- 
schulden, nachdem . . ."? 

Wenn ja, in welcher Höhe und unter welchen 
Konditionen gedenkt die Bundesregierung, 
solche Schuldscheine zu vergeben? 

Was unternimmt die Bundesregierung, um 
— gegebenenfalls mit den Länderbehörden — 
sicherzustellen, daß die unteren Finanzbehör- 
den rasch und vollständig über die Durchfüh- 
rung der Steuerreform unterrichtet beziehungs- 
weise geschult werden? 

Mit welchen tatsächlichen Steuereinnahmen 
für den Bundeshaushalt 1974 rechnet die Bun- 
desregierung nach dem letzten Stand ihrer 
Schätzungen, welcher Kreditbedarf ergibt sich 
daraus, und in welcher Weise will die Bundes- 
regierung diesen Kreditbedarf in den letzten 
Monaten dieses Jahres decken? 



33 



Drucksache 7/2720 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


24. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung in ihrer 
Katzer Antwort auf die Kleine Anfrage zum Herstatt - 

(CDU/CSU) Zusammenbruch (Drucksache 7/2511) unter 

Nummer 26 eine falsche Auskunft erteilt hat, 
weil der „Sparer- und Investor-Schutzfonds " 
Obligationen nicht ersetzt? 

Gedenkt die Bundesregierung, neue Arbeits- 
plätze eventuell im Bereich der Stahlindustrie 
in den Arbeitsamtsbezirken Emden und Leer 
zu schaffen, indem sie ihren Einfluß auf Inve- 
stitionsentscheidungen in den Aufsichtsräten 
bundeseigener Unternehmen nutzt? 

Welche finanziellen Mittel wurden von den 
einzelnen Bundesministerien jeweils in den 
Jahren 1969 bis 1974 für Öffentlichkeitsarbeit 
ausgegeben, und wie hoch war jeweils der 
Anteil je Kopf der Bevölkerung? 

Besteht nicht ein Widerspruch zwischen der 
positiven Auffassung des Bundesfinanzmini- 
sters zum sogenannten Recycling des Öldol- 
lars und der negativen Beurteilung des inter- 
nationalen Sachverständigen Fraenkel, der den 
Rückfluß der Öldollars als Hinausschieben und 
Vergrößern des Ölpreisproblems, also als 
„Schwindel", d. h. als ökonomisch nicht lös- 
bares Problem, ansieht und stattdessen eine 
aktive gemeinsame Politik der Industrieländer 
empfiehlt, und wie erklärt sich dieser bejahen- 
denfalls? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


28. Abgeordneter Wie hoch ist der Anteil der Ostblockländer 

Link (Warschauer Paktstaaten) am Außenhandel 

(CDU/CSU) der Bundesrepublik Deutschland 1970/1971/ 

1972/1973 und im 1. Halbjahr 1974? 

29. Abgeordneter Wie hoch ist das Handelsbilanz-Defizit der 

Link einzelnen Ostblockländer gegenüber der Bun- 

( CDU/CS U) desrepublik Deutschland 1970/1971/1972/1973 

und im 1. Halbjahr 1974? 

30. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 

Kiechle sache, daß ein und dasselbe Textilerzeugnis 

(CDU/CSU) (Esda-Feinstrumpfhose) in Ost-Berlin 9,50 

Mark und in West-Berlin 0,75 DM kostet, und 
wie wird die Bundesregierung diese Dumping- 
maßnahme der DDR zu Lasten der deutschen 
Textilindustrie künftig verhindern? 


27 Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 
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31. Abgeordneter 
Josten 
(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 

34. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Walz 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 
Dr. Marx 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Unter- 
suchung der Industrie- und Handelskammer 
(IHK) zu Koblenz, die über die Kooperation in 
der mittelständischen Industrie durchgeführt 
wurde, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um die in der Studie festgestellten In- 
formationslücken der Wirtschaft zu schließen? 

Trifft es zu, daß innerhalb eines Jahrs in der 
Textilbekleidungsindustrie mehr als 100 000 
Arbeitnehmer ihre Arbeitsplätze verloren, ca. 
280 Betriebe ihre Produktion einstellen mußten 
und ein Ende des Abgleitens in dieser Branche 
ohne gezielte Maßnahmen des Bundes nicht 
abzusehen ist? 

Welche konkreten gezielten Maßnahmen er- 
wägt die Bundesregierung gegenwärtig? 


Wie sieht die Bundesregierung die Entwick- 
lungsmöglichkeiten des bilateralen deutsch- 
sowjetischen Handels im Lichte seiner Entwick- 
lung seit 1966 und der Ergänzungsfähigkeit der 
beiden Volkswirtschaften? 

Wo sieht die Bundesregierung Grenzen für 
deutsche Importe aus der Sowjetunion, bei 
deren überschreiten eine wirtschafts- und si- 
cherheitspolitisch bedenkliche Abhängigkeit 
— vor allem in der Rohstoff- und Energiever- 
sorgung der Bundesrepublik Deutschland — 
erreicht wäre? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung in nächster Zeit zu ergreifen, um der 
Bevölkerung das Energiesparen im persön- 
lichen Bereich als äußerst dringlich erscheinen 
zu lassen, nachdem sämtliche Energiesiche- 
rungspläne mit erheblichen Unsicherheiten be- 
lastet und wahrscheinlich viel zu optimistisch 
sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, für die deutsche 
Schuhindustrie, die durch italienische Finanz- 
maßnahmen (z. B. Nichtbeteiligung am damali- 
gen gemeinsamen Floaten von EG- Währun- 
gen gegenüber dem Dollar) und durch ein an- 
deres Verständnis von Sozialverpflichtungen 
in Italien erheblichen Schaden davongetragen 
hat, Hilfsmaßnahmen auszuarbeiten? 

Wie haben sich die Paritäten zwischen italie- 
nischer Lira und Deutscher Mark seit Januar 
1973 verschoben, und welche Auswirkung hat- 
te diese Verschiebung — nach den Erkennt- 
nissen der Bundesregierung — auf den italieni- 
schen Schuhimport in der Bundesrepublik 
Deutschland? 
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39. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zentrale Ver- 
Ewen waltungen in strukturschwache Gebiete zu ver- 

(SPD) legen, und dabei unter Umständen eine zu 

schaffende Bundeskindergeldanstalt in Ost- 
friesland anzusiedeln? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, zur Sicherung von Ausbildungsplätzen 
in kleinen und mittleren Unternehmen den 
Ausbau oder die Erhaltung von Ausbildungs- 
plätzen in den Kriterienkatalog der regiona- 
len Aktionsprogramme und die entsprechenden 
Programme der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau aufzunehmen? 

41. Abgeordneter Wie entwickelt sich der Primärenergiebedaxf 

Pfeffermann und Nutzenergiebedarf West-Berlins in den 

(CDU/CSU) letzten fünf Jahren, insbesondere der Strom- 

bedarf, und welchen Verbrauch an elektrischer 
Energie erwartet die Bundesregierung für 
West-Berlin in den kommenden Jahren? 

42. Abgeordneter Welche Kosten entstehen bei der Stromüber- 

Pfeffermann tragung mit 380 kV-Leitungen über 100, 500, 
(CDU/CSU) 1000 und 2000 km, und wie hoch sind insbe- 

sondere die Stromverluste für die angegebe- 
nen Entfernungen, und wie verändern sich 
Kosten und Verluste bei Verwendung einer 
Hochspannungsgleichstromübertragung? 

43. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Befürchtung der 

Härzschel elektronischen Großfirma BBC aus Mannheim, 

(CDU/CSU) daß schon 1978 eine Energielage in der Bundes- 

republik Deutschland entstehen würde, die 
nicht mehr in der erforderlichen Zeit geschlos- 
sen werden könne, weil es zu große Verzöge- 
rungen bei den Genehmigungsverfahren für 
einen Kraftwerksbau gäbe, und falls ja, was 
gedenkt sie zu tun, um einen Engpaß in der 
Energieversorgung zu verhindern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


44. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Dr. Häfele die Schäden zu lindern, welche die Höhen- 

(CDU/CSU) landwirtschaft, z. B. im Schwarzwald, infolge 

des frühen Wintereinbruchs erleidet? 

45. Abgeordneter Dienen diese Schadensfälle dazu, um das An- 

Dr. Häfele laufen des Bergbauernprogramms zu beschleu- 

(CDU/CSU) nigen? 


40. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 
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46. Abgeordneter 
Rollmann 

(CDU/CSU) 


Was wird die Bundesregierung tun, um in 
einer Zeit der ständigen Verteuerung und 
einer weltweiten Verknappung von Lebens- 
mitteln der Vernichtung von Lebensmitteln 
Einhalt zu gebieten, wie dies z. B. auf den See- 
fischmärkten Cuxhaven und Bremerhaven ge- 
schehen ist, wo in der letzten Zeit rund eine 
halbe Million Pfund erstklassiger Rotbarsch 
für den menschlichen Verzehr ungenießbar 
gemacht und zu Fischmehl vermahlen worden 
sind, weil auf den Fischauktionen die gefor- 
derten Mindestpreise nicht erzielt werden 
konnten? 


47. Abgeordneter Aus welchen Gründen sind die Landkreise 

Dr. Jenninger Tauberkreis, Schwäbisch Hall und Hohenlohe- 

(CDU/CSU) kreis nicht in das sogenannte Bergbauernpro- 

gramm aufgenommen worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


48. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Maß- 
nahme des norwegischen Konzerns „Norsk 
Hydro“, die Produktion des Kunststoffes Poly- 
vinylchlorid (PVC) zu stoppen, da Arbeiter 
bei der Herstellung dieses Stoffs der Gefahr 
ausgesetzt sind, an einer sonst seltenen Art 
des Leberkrebses zu erkranken, und welche 
Maßnahmen sind bisher in der Bundesrepublik 
Deutschland von Seiten der PVC-Hersteller 
und von Seiten des Gesetzgebers eingeleitet 
worden und sind darüberhinaus noch zu er- 
warten, um eine Gefährdung der deutschen 
Arbeiter bei der Produktion dieses Kunststof- 
fes zu verhindern? 


49. Abgeordneter 
Katzer 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung auf Grund 
der Feststellung der Landesanstalt für Arbeits- 
schutz und Arbeitsmedizin des Landes Baden- 
Württemberg über die Gefahren für Hausfrau- 
en, alte und kranke Menschen und Kleinkinder 
durch die Konzentration an Stickstoffoxyden 
aus Erdgasbrennern in Haushalten zu tun? 


50. Abgeordneter 
Pohlmann 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Absolventen der Fachhoch- 
schulen, die mit der Graduierung nach den 
heutigen Bestimmungen auch erst die Zulas- 
sungsbedingungen zur Universität erfüllen, ihr 
Studium an der Universität als Ausfallzeit in 
der Rentenversicherung angerechnet bekom- 
men? 
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51. Abgeordneter 

Dr. h. c. Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


53. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


54. Abgeordneter 
Zebisch 


(SPD) 


55. Abgeordneter 
Köster 


(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 
Köster 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die auf der Herbst- 
tagung des hessischen Berufsverbands der 
praktischen Ärzte vorgetragene Auffassung, 
der Patient bestimme, da es beim ersten Be- 
such des Arztes meistens an objektivierbaren 
Maßnahmen für das Ausstellen einer Arbeits- 
unfähigkeitsbescheinigung fehle, zunächst mei- 
stens, ob er krankgeschrieben werde oder 
nicht, und welche Schlußfolgerungen ergeben 
sich — bejahendenfalls — daraus? 

Ist der Bundesregierung bekannt und wie be- 
urteilt sie das Ärgernis für viele Schwerbe- 
hinderte, daß die freie Beförderung der im 
Ausweis eingetragenen Begleitperson von 
vielen Verkehrsunternehmen verschieden ge- 
handhabt wird, weil die Festlegung der Gren- 
zen, was als Personennahverkehr bezeichnet 
werden kann, nicht einheitlich festgelegt ist? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, und wäre sie bereit, eine Vereinheitli- 
chung der Richtlinie für die Beförderung 
der Begleitpersonen von Schwerbehinderten 
— dies gilt vor allem für ländliche Räume — 
im Nahverkehr, sowie für die Reduzierung 
der Vielzahl von Schwerbehindertenausweisen, 
durchzusetzen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge, 
den Krankenschein durch eine Art Scheckkarte 
zu ersetzen? 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
die Staaten Griechenland, Jugoslawien, Portu- 
gal, Spanien und die Türkei durch Androhung 
der Kündigung der Abkommen mit diesen 
Staaten über die soziale Sicherheit der Gast- 
arbeiter von diesen Staaten die Zustimmung* 
dazu zu erzwingen, ab 1. Januar 1975 eine 
persönliche Schlechterstellung — statt 100 DM 
Steuerfreibetrag 10 DM Kindergeld und statt 
140 DM Steuerfreibetrag 25 DM Kindergeld — 
für Erst- und Zweitkinder, die nicht in Deutsch- 
land leben, hinzunehmen? 

Ich bitte die Bundesregierung anzugeben, wel- 
cher Personenkreis insbesondere welche Ren- 
tenempfänger sich durch die Neuregelung des 
Familienlastenausgleichs ab 1. Januar 1975 
schlechter stehen, und wie sie auch für diesen 
Personenkreis den Besitzstand wahren will? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


57. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Wann tritt die Verordnung über die Festset- 
zung des Lärmschutzbereichs für den militäri- 
schen Flugplatz Nörvenich in Kraft? 
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58. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bereits Pläne, falls 
davon Hessisch Oldendorf betroffen wird, über 
die Neubelegung der freiwerdenden Kasernen 
mit Einheiten der Bundeswehr, bzw. welche 
Maßnahmen gedenkt sie zu ergreifen, um für 
eine so kleine Garnisonstadt, die über 25% 
ihrer Einwohner verlieren würde, einen wirt- 
schaftlichen Ausgleich sicherzustellen? 


59. Abgeordneter 

Lambinus 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung italienische Zei- 
tungsberichte bestätigen, daß die im Zusam- 
menhang mit Attentaten inhaftierten italieni- 
schen Neofachistenführer Giannettini und 
Rauti im September 1969 an einem Lehrgang 
der Bundeswehrschule für psychologische 
Kriegsführung in Koblenz teilgenommen oder 
dieser einen längeren Besuch abgestattet ha- 
ben, und wer hat bejahendenfalls diese Ein- 
ladung ausgesprochen und aus welchem 
Grunde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


60. Abgeordneter 
Burger 
(CDU/CSU) 


Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach die 
Fernsehlotterie „Aktion Sorgenkind" für das 
Jahr 1975 von den zuständigen Stellen nicht 
mehr genehmigt werden soll, da angeblich 
Rücksichten gegenüber den Klassenlotterien 
und vor allem der Sendung „Gücksspirale" zu 
nehmen seien? 


61. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, welche 
Maßnahmen sie beschlossen hat oder unver- 
züglich ergreifen wird, um die vom Parlamen- 
tarischen Staatssekretär Logemann bestätigten 
Gefahren für den fränkischen Bocksbeutel ab- 
zuwenden, über die ausführlich in der fränki- 
schen Presse unter den Schlagzeilen „portugie- 
sischer Import bedroht den Bocksbeutel: Droht 
ein neuer , Bocksbeutel-Krieg' mit Portugal?" 
berichtet wurde? 


62. Abgeordneter 
Zebisch 


(SPD) 


Trifft es zu, daß Fleisch- und Wurstwaren vier 
bis zehn Gramm des Fleischfärbemittels Glu- 
con-delta-lacton (GDL) pro Kilogramm Fleisch 
zugesetzt werden dürfen, und, wenn ja, wel- 
che Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus den Forschungsergebnissen eines Wiener 
Wissenschaftlers, denen zufolge beim Aufein- 
andertreffen von GDL, Nitrit und Dimethyl- 
amin das krebserregende Dimethylnitrosamin 
entsteht? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


63. Abgeordneter Wann und auf welche Weise wird die Bun- 
Picard desregierung für Abhilfe sorgen, daß die Orts- 

(CDU/CSU) durchfahrt im Zuge der B 459 durch die Stadt 

Dietzenbach von der unerträglichen Belästi- 
gung für die Anwohner und der ärgerniser- 
regenden Behinderung aller Verkehrsteilneh- 
mer bald befreit wird? 

Wann ist mit dem Baubeginn und der Voll- 
endung des sogenannten Odenwaldzubringers 
zu rechnen, da dieser eine erhebliche Entla- 
stung der zumindestens zu den Stoßzeiten des 
Berufs- und Ausflugsverkehrs bis an die Gren- 
ze der Aufnahmefähigkeit ausgelasteten Stra- 
ßen nach und von Frankfurt in südöstlicher 
Richtung entlasten würde und eine Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse in diesem Be- 
reich bedeuten würde? 

65. Abgeordneter Wie stellt sich die Bundesregierung zu der 
Dr. Wittmann Mitteilung des Münchener Stadtentwicklungs- 

(München) referenten, Professor Dr. Marx, wonach er bei 

(CDU/CSU) einer Besprechung im Bundesverkehrsmini- 

sterium am 19. September 1974 erfahren habe, 
daß die Deutsche Bundesbahn im. Bereich des 
geplanten Rangierbahnhofs München-Nord be- 
reits Gleisanschlüsse vergeben habe, und sieht 
die Bundesregierung bejahendenfalls in einem 
solchen Vorgehen der Deutschen Bundesbahn 
nicht eine unzulässige Vorwegnahme der nun- 
mehr fälligen Entscheidung des Bundesver- 
kehrsministers? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung das zwi- 
schen ihr, dem Freistaat Bayern und der Deut- 
schen Bundesbahn bereits im Verhandlungs- 
wege festgelegte 2. Ausbauprogramm der 
Münchner S-Bahn nicht mehr fortführen will, 
und ist es richtig, daß die bayerische Staats- 
regierung mehrmals ihre Bereitschaft zur Kom- 
plementärfinanzierung dieses 2. Ausbaupro- 
gramms erklärt und dafür entsprechende Mittel 
zur Verfügung stellen will? 

67. Abgeordneter Wann ist nunmehr damit zu rechnen, daß die 

Peiter schienengleichen Bahnübergänge in der Ge- 

(SPD) meinde Filsen/Rhein-Lahn-Kreis beseitigt wer- 

den? 

68. Abgeordneter Wie ist der Stand der Überlegungen hinsicht- 

Peiter licht der Bundesbahnstrecke Limburg — Bad 

(SPD) Schwalbach — Wiesbaden? 


66. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 
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69. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Was hat die Straßenbaubehörde veranlaßt, 
beim vierspurigen Ausbau der B 469 zwischen 
Stockstadt und Obernburg keine Streckentele- 
fone bzw. keine Notrufeinrichtungen zu instal- 
lieren und somit auf die Möglichkeit rascher 
Hilferufe bei Unfällen zu verzichten, obwohl 
auf dieser Strecke von 18,5 km eine beacht- 
liche Fahrzeugfrequenz zu verzeichnen ist und 
die nächsten Fernsprechempfänger unverhält- 
nismäßig weit entfernt sind? 


70. Abgeordnete 

Frau Dr. Riede 
(Oeffingen) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten. .sieht die Bundesregie- 
rung, den Fahrern von Kranken- oder Notarzt- 
wagen des Roten Kreuzes und gleichgelagerter 
Organisationen dieselben Sonderrechte im 
Straßenverkehr einzuräumen wie der Feuer- 
wehr, der Polizei, der Bundeswehr, dem Grenz- 
schutz und dem Katastrophenschutz? 


71. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Josten die gefährliche Kreuzung an der Bundesstraße 

(CDU/CSU) 266 in der Ortsdurchfahrt Bad Bodendorf/Kreis 

Ahrweiler zu entschärfen, damit tragische Un- 
fälle, wie sie sich bisher an dieser Kreuzung 
ereignet haben, in Zukunft vermieden werden? 


72. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung mit mir darin 
Dr.-Ing. Oetting überein, daß es für die öffentlichen Binnen- 
(SPD) häfen in der Bundesrepublik Deutschland auf 

die Dauer untragbar ist, alle Verladungsge- 
schäfte, auch unwirtschaftliche, annehmen zu 
müssen, während Werkshäfen lukrative 
Fremdverladungen tätigen und daß aus diesem 
Grund die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
angewiesen werden sollten, bei den Genehmi- 
gungsverfahren strenge Maßstäbe für die 
Fremdverladungsgeschäfte der Werkshäfen an- 
zulegen? 


73. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Ist nach dem gegenwärtigen Stand der Planung 
unter Berücksichtigung der vorgesehenen Fi- 
nanzmittel mit dem Beginn des Ausbaus der 
Bundesstraße 30, Teilstück Umgehung von 
Ravensburg, Weingarten und Baienfurt, noch 
innerhalb des Fünfjahresplans 1976 bis 1980 
zu rechnen, falls nein, welcher Zeitpunkt kann 
dann für den Baubeginn angegeben werden? 


74. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Bis zu welchem Zeitpunkt kann nach dem 
gegenwärtigen Stand der Planung unter Be- 
rücksichtigung der vorgesehenen Finanzmittel 
mit dem Beginn des Ausbaus der Bundesstraße 
18 zwischen Leutkirch — Tautenhofen und der 
baden-württembergisch/bayerischen Landes- 
grenze gerechnet werden? 
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75. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Soll nach dem gegenwärtigen Stand der Pla- 
nungen bei der vorgesehenen Verlegung der 
Bundesstraße 83 im Teichwiesengelände der 
Stadt Melsungen die künftige B 83 in diesem 
Bereich über einen noch aufzuschüttenden 
mehrere Meter hohen Damm geführt werden, 
oder ist eine Verlegung der vorgesehenen 
Trasse um etwa 8 m nach Osten beabsichtigt, 
wie es von den Anliegern gewünscht wird? 


76. Abgeordneter 
BÖhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Falls eine Verlegung der bisher vorgesehenen 
Trasse in dem von den Anliegern gewünsch- 
ten Sinne nicht vorgenommen wird, frage ich, 
welche Gründe dafür angegeben werden? 


77. Abgeordneter 
Dr. Schwencke 


(SPD) 


Wie beutreilt die Bundesregierung die Ent- 
scheidung des hessischen Wirtschaftsministers, 
am Rheinufer von Eltville, trotz des Wider- 
spruchs aller Betroffenen, der Ratsversamm- 
lungen beider Orte, von zahlreichen Wissen- 
schaftlern, Künstlern, Publizisten und Politi- 
kern aus dem In- und Ausland, eine mehr- 
spurige Schnellstraße zu bauen? 


78. Abgeordneter 

Dr. Schwencke 


(SPD) 


Welche Chancen sieht die Bundesregierung, 
durch ihre Unterstützung doch noch die Alter- 
native der Nordumgehung um Eltville zu reali- 
sieren, um damit ein unersetzliches landschaft- 
liches und kulturelles Kleinod, wie es Eltville 
im europäischen Raum in seiner Einmaligkeit 
darstellt, vor der Zerstörung zu bewahren? 


79. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtig die Bundesregierung, zur Intensi- 
vierung der fernmündlichen Kontakte zwischen 
West- und Ost-Berlin mit Ost-Berlin eine Ver- 
einbarung darüber herbeizuführen, daß die im 
Bereich der Deutschen Bundespost gebrauchs- 
technischen Hilfsmittel, wie Koaxialkabel und 
Parabolspiegel auch im Telefonverkehr zwi- 
schen West- und Ost-Berlin genutzt werden, 
und welche einzelnen Schritte hat die Bundes- 
regierung mit welchen Erfolgen in dieser Rich- 
tung unternommen? 


80. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich in 
Dr. Wörner letzter Zeit Klagen von Rentenbeziehern meh- 

(CDU/CSU) ren, deren Renten mit Verspätung auf ihren 

Bankkonten gebucht werden? 


81. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Ursachen 
Dr. Wörner nachzugehen und für Abhilfe zu sorgen? 

(CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


82. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Wann und auf welcher Grundlage sind in der 
Bauwirtschaft bei einer Bauzeit von zwölf Mo- 
naten und mehr insbesondere im Hochbau 
Lohngleitklauseln zu vereinbaren und dies ins- 
besondere dann, wenn in den Ausschreibungs- 
unterlagen eine Lohngleitklausel nicht vor- 
gesehen ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


83. Abgeordneter 

Dr. Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß beim 
Versand von Geschenkpaketen mit Kleidungs- 
stücken in die DDR immer noch eine Desin- 
fektionsbescheinigung des Gesundheitsamts 
beigefügt werden muß, und welche Maßnah- 
men gedenkt sie einzuleiten, um auf eine 
Aufhebung dieser Bestimmung hinzuwirken? 


84. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Auf welche Weise benützt das DDR-Regime im 
Ausland innerhalb des Gebiets der übrigen 
Mitgliedsländer des Warschauer Pakts, im 
Ausland außerhalb dieses Gebiets sowie in 
der Bundesrepublik Deutschland den traditio- 
nellen Herkunfts- und Qualitätshinweis „Made 
in Germany" zur Kennzeichnung der in der 
DDR hergestellten Produkte, und hat sich seit 
der Ächtung des Deutschland-Begriffs im öf- 
fentlichen Recht des DDR-Regimes an dieser 
Praxis etwas geändert? 


Bonn, den 31. Oktober 1974 
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